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Rundschreiben 

 
Nr. 147/2026 vom 24.09.2026 

 Az.: 10 24 01/00 

 Ansprechpartner/in: Oliver Kamlage, 0511 30285-54, kamlage@nsgb.de 

  

 

Kommunalrecht; Konstituierende Sitzungen der kommunalen 
Vertretungen; Aufsatz           
 

 
Wir übersenden Ihnen einen Vorabauszug aus unserer Zeitschrift "Rathaus und Recht" mit 
Hinweisen und Hilfestellungen zur Vorbereitung und Durchführung der im November 
stattfindenden konstituierenden Sitzungen der kommunalen Vertretungen.           
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach den Kommunalwahlen am 13.09.2026 und nach dem Ende der allgemeinen Wahlperiode 

der Abgeordneten am 31.10.2026 finden gem. § 59 Abs. 2 Satz 1 NKomVG im November 

2026 in den niedersächsischen Kommunen die konstituierenden Sitzungen der Vertretungen 

statt. Zur Vorbereitung und Durchführung der ersten Ratssitzung hat Robert Thiele zuletzt in 

R&R 3/2016 S. 10 Hinweise und Hilfestellungen gegeben, die von Oliver Kamlage in R&R 

2/2021 S. 1 aktualisiert wurden. Vor allem die jüngsten Gesetzesänderungen (insbesondere 

das Gesetz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 77) erforderten eine grundlegende 

Überarbeitung. Darüber hinaus wurde der Aufsatz neu strukturiert sowie um Berechnungs-

beispiele und Erkenntnisse aus der aktuellen Beratungspraxis ergänzt. In gewohnter 

Weise wird dabei zunächst auf die konstituierende Sitzung des Rates eingegangen, um so-

dann die Besonderheiten für Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden und Orts- bzw. Stadt-

bezirksräte darzustellen.  

 

Den Aufsatz, der heute in der Ausgabe 4/2026 von Rathaus und Recht erschienen ist, finden 

Sie in der Anlage. Bitte leiten Sie diesen an die Kolleginnen und Kollegen in Ihrer Verwaltung 

weiter, die mit der Vorbereitung der konstituierenden Sitzungen betraut sind.  

 

Unsere Zeitschrift Rathaus und Recht wird seit dem 1. Januar 2026 ausschließlich als digita-

les Abonnement herausgeben. Die Bereitstellung der Zeitschrift erfolgt jeweils über das 

NSGB-Mitgliederportal. In diesem Portal haben Abonnentinnen und Abonnenten Zugriff auf 

alle Beiträge von Rathaus & Recht der vergangenen 20 Jahre. Mit einer komfortablen 

Suchfunktion können Sie in der seitdem veröffentlichten umfangreichen Beratungspraxis und 

Rechtsprechung recherchieren. Sobald eine neue Ausgabe erscheint, erfolgt eine Information 

per E-Mail. Falls Sie Interesse an einem Abonnement haben, wenden Sie sich gerne an die 

Kollegin Maike Meyer (meyer@nsgb.de, 0511 30285-45).  
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Für Fragen stehen wir weiterhin gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Oliver Kamlage 

 

 

ANLAGE 
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14. Die konstituierende Sitzung  

 

Nach den Kommunalwahlen am 13.09.2026 und nach dem Ende der allgemeinen Wahlperiode 

der Abgeordneten am 31.10.2026 finden gem. § 59 Abs. 2 Satz 1 NKomVG im November 2026 

in den niedersächsischen Kommunen die konstituierenden Sitzungen der Vertretungen statt. 

Zur Vorbereitung und Durchführung der ersten Ratssitzung hat Robert Thiele zuletzt in R&R 

3/2016 S. 10 Hinweise und Hilfestellungen gegeben, die der Autor auf Basis der Darstellung von 

Thiele in R&R 2/2021 S. 1 aktualisiert hat. Vor allem die jüngsten Gesetzesänderungen erforder-

ten eine grundlegende Überarbeitung. Darüber hinaus wurde der Aufsatz neu strukturiert sowie 

um Berechnungsbeispiele und Erkenntnisse aus der aktuellen Beratungspraxis ergänzt. In ge-

wohnter Weise wird dabei zunächst auf die konstituierende Sitzung des Rates eingegangen, um 

sodann die Besonderheiten für Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden und Orts- bzw. Stadt-

bezirksräte darzustellen. Die vorgeschlagene Reihenfolge der zu behandelnden Tagesordnungs-

punkte ist nicht in jedem Falle zwingend und kann deshalb entsprechend den individuellen Be-

dürfnissen auch verändert werden. Darüber hinaus ist eine Ergänzung um weitere Tagesord-

nungspunkte möglich. Soweit nicht anders angegeben, sind die zitierten Vorschriften solche des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG). 

 

1. Jüngste Gesetzesänderungen  

Bei der Vorbereitung und Durchführung der konstituierenden Sitzungen kann nur sehr einge-

schränkt auf die Unterlagen und Materialien für die Sitzungen aus dem November 2021 zurück-

gegriffen werden. Hintergrund sind diverse Änderungen des NKomVG, die Auswirkungen auf 

die konstituierenden Sitzungen der Vertretung haben. So wurde mit dem Gesetz vom 29. Januar 

2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) die Zuständigkeit für die Vereidigung der Hauptverwaltungsbeam-

tinnen und Hauptverwaltungsbeamten geändert. Seitdem wird sie nicht mehr von der oder dem 

ältesten und dazu bereiten Abgeordneten, sondern von einer ehrenamtlichen Stellvertreterin 

oder einem ehrenamtlichen Stellvertreter der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwal-

tungsbeamten vorgenommen (§ 81 Abs. 1 Satz 2).1 Bei der Aufstellung der Tagesordnung ist 

deshalb zu berücksichtigen, dass die Vereidigung erst nach der Wahl der ehrenamtlichen Stell-

vertreterinnen und Stellvertreter der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbe-

amten erfolgen kann. Durch das Gesetz vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30) wurde vor 

allem die Sitzungsleitung bei den ersten Sitzungen bis einschließlich der Wahl der Vorsitzenden 

oder des Vorsitzenden der Vertretung neu konzipiert: Lag sie bisher bei dem ältesten und dazu 

bereiten Ratsmitglied, wird sie jetzt von dem Mitglied geleitet, das der Vertretung die längste 

Zeit angehört und dazu bereit ist, wobei bei gleicher Dauer der Zugehörigkeit wiederum das 

Lebensalter entscheidend ist (§ 61 Abs. 1 Satz 2).2 Gleiches gilt bei den konstituierenden Sitzun-

gen der Stadtbezirks- bzw. Ortsräte (§ 92 Abs. 1 Satz 1) sowie der Räte der Mitgliedsgemeinden 

von Samtgemeinden (§ 103 Satz 2 NKomVG). Von besonderer Bedeutung sind schließlich die 

Änderungen, die das NKomVG durch das Gesetz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. 2026 

Nr. 77) erfahren hat und die zum Beginn der neuen Kommunalwahlperiode am 1. November 

2026 in Kraft treten werden. Für die konstituierenden Sitzungen sind zu beachten:   

 
1 Die Änderung dient der Stärkung der ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter des HVB. Zudem wird der Amtseid von 

Personen abgenommen, die aufgrund der erfolgten Wahl durch die Vertretung demokratisch legitimiert sind. Siehe die Begründung 

zu dem Regierungsentwurf LT-Drs. 19/ 5303, S. 23. 
2 Hiermit soll dem Erfordernis einer umsichtigen und ordnungsgemäßen Leitung der Wahl Rechnung getragen werden, bei der eine 

gewisse kommunalpolitische Erfahrung besonders hilfreich ist, die bei dem lebensältesten Mitglied nicht automatisch gegeben ist. 

Vgl. die Begründung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen, LT-Drs. 19/9623, S. 22).  
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• Das Verfahren für die Verteilung der Ausschusssitze wurde geändert. Es gilt das Verfahren 

nach Sainte-Laguë/Schepers, welches das bisherige d’Hondtsche Höchstzahlverfahren ab-

löst (§ 71 Abs. 2). 

• Entsprechendes gilt für die Verteilung der Ausschussvorsitze (§ 71 Abs. 8). 

• Es können bis zu fünf (statt bisher drei) ehrenamtliche Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 

der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten gewählt werden.  

• Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher wird nicht mehr durch einen Ratsbeschluss, son-

dern durch eine Wahl im Rat berufen (§ 96 Abs. 1).  

 

2. Ende der Mandate 

 

Mit dem Ende der allgemeinen Kommunalwahlperiode am 31.10.2026 endet das Mandat der für 

ihre Dauer gewählten Ratsmitglieder. Damit hören auch der bisherige Rat und die Ratsaus-

schüsse sowie die sondergesetzlichen Ausschüsse, soweit für sie insoweit kein Sonderrecht gilt 

(§ 73 Satz 1), auf zu bestehen. Dasselbe gilt für die Fraktionen und Gruppen, die von den Man-

datsträgern der abgelaufenen Wahlperiode gebildet worden sind.3 Nur der Verwaltungsaus-

schuss führt auf Grund des § 75 Abs. 2 nach Ablauf der Wahlperiode seine Tätigkeit „in der 

bisherigen Besetzung“, also einschließlich der Stellvertreterinnen und Stellvertreter (§ 75 Abs. 1 

Satz 4), bis zur ersten Sitzung des neugebildeten Verwaltungsausschusses fort. Seine von den 

Fraktionen und Gruppen benannten Mitglieder und Stellvertreterinnen und Stellvertreter haben 

also eine kurzzeitige, auf besonderer gesetzlicher Regelung beruhende Verpflichtung und Legi-

timation zur Wahrnehmung ihrer bisherigen Kompetenzen. In diesem Rahmen können auch die 

beteiligten Fraktionen und Gruppen in ihrer bisherigen Zusammensetzung als fortbestehend 

fingiert werden. Da die Weiterexistenz den bestehenden Verwaltungsausschuss in der bisheri-

gen Besetzung umfasst (§ 75 Abs. 2 Satz 1), betrifft sie auch die Bürgermeisterin oder den Bür-

germeister. Der gegenteiligen Rechtsauffassung, wonach die Vorschrift nur die ehrenamtlichen 

Mitglieder des Verwaltungsausschusses betrifft, so dass eine neugewählte Bürgermeisterin oder 

ein neugewählter Bürgermeister mit der Begründung des Beamtenverhältnisses (§ 80 Abs. 5 Satz 

3) Mitglied des Verwaltungsausschusses wird,4 kann angesichts des eindeutigen Wortlauts des 

§ 75 Abs. 2 Satz 1 nicht gefolgt werden. Eine neu gewählte Bürgermeisterin oder ein neu ge-

wählter Bürgermeister kann deshalb nicht automatisch Mitglied des Verwaltungsausschusses 

werden. Daher bleibt auch die nicht wiedergewählte Bürgermeisterin oder der nicht wiederge-

wählte Bürgermeister nach Ablauf der Amtszeit im Rahmen einer nachwirkenden Amtspflicht5 

und auf Grund der besonderen gesetzlichen Legitimation bis zur ersten Sitzung des neu besetz-

ten Verwaltungsausschusses genauso wie die Beigeordneten dessen Mitglied. Der Meinungs-

streit dürfte vor dem Hintergrund der wiedereingeführten achtjährigen Amtszeit der Hauptver-

waltungsbeamtinnen und Hauptverwaltungsbeamten künftig kaum noch eine praktische Rolle 

spielen, weil mit Blick auf die Entkoppelung der Amtszeit von der Wahlperiode der Abgeordne-

ten regelmäßig eine Person über die Wahlperiode der Vertretung hinaus das Amt der Haupt-

verwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten innehat. Im Falle der Verhinderung 

der bisherigen Bürgermeisterin oder des bisherigen Bürgermeisters bleibt der Sitz unbesetzt, da 

sie oder er anders als die Beigeordneten und die ihm angehörenden Abgeordneten ohne 

 
3 OVG NRW, Urt. v. 12.11.1991, NVwZ-RR 1993 S. 263. 
4 Mende, in: BeckOK Kommunalrecht Niedersachsen, § 75 Rn. 17; Menzel, in: KVR Niedersachsen / NKomVG, § 75 Rn. 63; Wittkop, 

NST-N 3-2026, S. 9. 
5 Vgl. zu nachwirkenden Amtspflichten und der darauf basierenden Fortführung von Funktionen auch §§ 92 Abs. 3 Satz 2, 105 Abs. 

2 Satz 2 und 106 Abs. 1 Satz 10.  
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Stimmrecht (Grundmandatare) keine Stimmvertreterin oder keinen Stimmvertreter hat (§ 81 Abs. 

4). Im Vorsitz wird sie oder er von einer stellvertretenden Bürgermeisterin oder einem stellver-

tretenden Bürgermeister vertreten (§ 81 Abs. 2 Satz 1). 

 

3. Ladung 

 

a) Zeitpunkt der konstituierenden Sitzung 

 

Die erste Sitzung des neu gewählten Rates findet nach § 59 Abs. 2 Satz 1 innerhalb eines Monats 

nach Beginn der Wahlperiode statt, d. h. im Laufe des Monats November 2026 (vgl. § 47 Abs. 2). 

Die Ladung zu dieser Sitzung ist nach § 59 Abs. 2 Satz 1 auch schon vor Beginn der Wahlperiode 

zulässig, womit Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der Einberufung, weil die Eingeladenen man-

gels Sitzerwerbs, der erst mit dem Beginn der Wahlperiode erfolgt (§ 51 Satz 1), noch nicht 

Ratsmitglieder sind, nicht begründet sind.  

 

b) Ladungsfrist 

 

Die Ladungsfrist für die konstituierende Sitzung beträgt unabhängig vom Zeitpunkt der Ladung 

vor oder nach Beginn der neuen Wahlperiode und von der in der Geschäftsordnung getroffenen 

Regelung eine Woche (§ 59 Abs. 2 Satz 2).  

 

c) Zuständigkeit für die Ladung 

 

Zuständig für die Ladung ist die im Zeitpunkt der Ladung amtierende Bürgermeisterin oder der 

amtierende Bürgermeister (§ 59 Abs. 1 Satz 1). In den Kommunen, in denen die Amtszeit der 

Amtsinhaberin oder des Amtsinhabers aufgrund der Regelung in § 80 Abs. 3 Satz 1 a.F. mit dem 

Ende der allgemeinen Wahlperiode der Abgeordneten am 31. Oktober 2026 endet, ist Amtsbe-

ginn der bei den Direktwahlen erstmalig gewählten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der 

1. November 2026, nachdem sie zuvor die Annahme der Wahl erklärt haben (§ 80 Abs. 5 Satz 3 

Nr. 1). Tritt die neue Bürgermeisterin oder der neue Bürgermeister das Amt aus den in § 80 Abs. 

5 Satz 5 genannten Gründen erst später an, dann verlängert sich die Amtszeit der oder des 

bisherigen bis zum Amtsantritt der neuen Bürgermeisterin oder des neuen Bürgermeisters und 

sie oder er ist für die Ladung zuständig.  

 

Mit der Begründung des Beamtenverhältnisses, die keiner Ernennung durch Aushändigung einer 

Urkunde bedarf (§ 7 Abs. 4 NBG), hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister alle Kompe-

tenzen und Befugnisse, ohne dass es zuvor einer Vereidigung bedarf. Im Falle der Verhinderung 

wird die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister bei der Einberufung durch die Ratsvorsitzende 

oder den Ratsvorsitzenden vertreten, vor dem Beginn der Wahlperiode als amtierende(r) (§ 59 

Abs. 3 Satz 3), nach ihrem Ende als bisherige(r) (§ 59 Abs. 4 Satz 1). Ist die oder der Ratsvorsit-

zende (sei es als amtierende(r) oder bisherige(r)) verhindert, so tritt an ihre oder seine Stelle die 

bisherige Stellvertretung im Vorsitz, auch wenn das gesetzlich nicht geregelt ist.6 

 

d) Aufstellen der Tagesordnung 

 

Die Ladung erfolgt unter Mitteilung der Tagesordnung (§ 59 Abs. 1 Satz 1), die die 

 
6 Thiele, R&R 3/2016, S. 9.  
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Bürgermeisterin oder der Bürgermeister vor und nach dem Beginn der neuen Wahlperiode allein 

ohne Beteiligung der oder des Vorsitzenden aufstellt (§ 59 Abs. 3 Satz 2) und für die das An-

tragsrecht der Ratsmitglieder des § 56 Satz 1 besteht. Ist die Bürgermeisterin oder der Bürger-

meister verhindert, so wird sie oder er bei der Aufstellung der Tagesordnung von der oder dem 

Ratsvorsitzenden vertreten (§ 59 Abs. 3 Satz 3), bei Einberufung nach dem Beginn der Wahlpe-

riode als bisherige(r) Vorsitzende(r). Stellt die oder der Vorsitzende die Tagesordnung auf, so 

hat sie oder er das Benehmen mit der allgemeinen Stellvertreterin oder dem allgemeinen Stell-

vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters herzustellen (§ 59 Abs. 3 Satz 4, ggf. i.V.m. 

§ 59 Abs. 4 Satz 2).  

 

4. Vorbereitung der Sitzung 

 

a) Organisatorische Vorbereitung 

 

Die organisatorische Vorbereitung der Sitzung obliegt, ohne dass das besonders geregelt ist, 

der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister und der Verwaltung. Das folgt aus der Kompetenz 

zur Einberufung, die auch die Bestimmung von Zeit und Ort der Sitzung mitumfasst. Zeit, Ort 

und Tagesordnung der konstituierenden Ratssitzung sind wie bei allen anderen Sitzungen des 

Rates auch nach Maßgabe der jeweiligen Regelung in der Hauptsatzung gemäß § 59 Abs. 5 

ortsüblich bekannt zu machen.  

 

b) Inhaltliche Vorbereitung 

 

Für die inhaltliche Vorbereitung der Tagesordnungspunkte gilt § 76 Abs. 1 i. V. m. § 85 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1. Von der zwingend vorgeschriebenen Vorbereitung der Ratsbeschlüsse durch den 

Verwaltungsausschuss sind allerdings ausgenommen Geschäftsordnungsbeschlüsse und sog. 

innerorganisatorische Entscheidungen wie insbesondere die Wahl der oder des Ratsvorsitzen-

den und der stellvertretenden Bürgermeister sowie die Bildung des Verwaltungsausschusses 

und der Fachausschüsse sowie die Besetzung sonstiger unbesoldeter Stellen. Bei der nachfol-

genden Behandlung der in der konstituierenden Sitzung vorzunehmenden Beschlüsse wird je-

weils auf die Notwendigkeit der Vorbereitung eingegangen. Natürlich können in dieser Sitzung 

auch Angelegenheiten wie in jeder anderen Sitzung behandelt werden, diese ist also nicht „Kon-

stituierungsbeschlüssen“ vorbehalten. 

 

5. Durchführung der Sitzung  

 

Die Konstituierung des Rates besteht im Kern in der Wahl der oder des Vorsitzenden des Rates. 

Erst danach ist der Rat als handlungsfähiges Organ vorhanden. Sie ist deshalb – nach Verpflich-

tung der Abgeordneten – am Anfang der Sitzung vorzusehen. Es erscheint sachgerecht, dass 

das für die Sitzungsleitung bis zur Wahl des Vorsitzes vorgesehene Ratsmitglied (§ 61 Abs. 1 

Satz 2, s.u.) auch die Sitzung eröffnet und die für die Wahl des Ratsvorsitzenden notwendige 

Beschlussfähigkeit (§ 65 Abs. 1 Satz 2) feststellt. Die Feststellung der Tagesordnung, die sich 

empfiehlt, um Zweifeln über die zu behandelnden Punkte und die Reihenfolge ihrer Behandlung 

vorzubeugen, ist materiell ein Ratsbeschluss, der regelmäßig konkludent gefasst wird und des-

halb nach der Konstituierung unter Leitung der oder des neu gewählten Ratsvorsitzenden erfol-

gen sollte.  
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Im Folgenden werden die einzelnen bei der konstituierenden Sitzung zu behandelnden Tages-

ordnungspunkte dargestellt: 

 

a) Eröffnung der konstituierenden Sitzung 

 

Nach § 63 Abs. 1 wird die Sitzung von der oder dem Vorsitzenden des Rates eröffnet. Da bei der 

ersten Sitzung des Rates in der neuen Wahlperiode noch kein Vorsitz gewählt ist, obliegt die 

Eröffnung der Person, die auch die Wahl der neuen Vorsitzenden oder des neuen Vorsitzenden 

nach § 61 leitet. Seit der Änderung durch das Gesetz vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 

30) erfolgt dies durch das Mitglied, das dem Rat die längste Zeit angehört und hierzu bereit ist, 

wobei bei gleicher Dauer der Zugehörigkeit das Lebensalter entscheidend ist (§ 61 Abs. 1 Satz 2 

NKomVG, im Folgenden als „Dienstälteste oder Dienstältester“ bezeichnet). Da der Gesetzes-

wortlaut vom Mitglied der Vertretung und nicht vom Abgeordneten spricht, kann nach der Be-

griffsdefinition in § 45 Abs. 1 Satz 2 auch die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister Dienstäl-

teste oder Dienstältester sein. Bei der Bestimmung der längsten Zugehörigkeit werden sämtliche 

Zugehörigkeiten zu der jeweiligen Vertretung zusammengerechnet. Unterbrechungen der Mit-

gliedschaft bleiben dabei außer Betracht.   

 

Beispiel: 

 

Der 63-jährige A wurde 2001 erstmals in den Rat gewählt. In den beiden Kommunalwahlperio-

den 2006 bis 2011 sowie 2011 bis 2016 gehörte er dem Rat nicht an. Seit der Kommunalwahl-

periode ab 2016 gehörte er wieder ohne Unterbrechung dem Rat an. Der 59 Jahre alte B gehört 

dem Rat ununterbrochen seit der Kommunalwahlperiode ab 2011 an. 

 

Hier gehören A und B dem Rat für die gleiche Dauer, nämlich 15 Jahre, an, weil die Zeiten der 

Zugehörigkeit bei A zusammengerechnet werden. Dienstältester im Sinne von § 61 Abs. 1 Satz 

2 ist jedoch A, weil er lebensälter als B ist.  

 

Als Dienstälteste oder Dienstältester für die Leitung der konstituierenden Sitzung bis zur Wahl 

der oder des Ratsvorsitzenden kommt aufgrund eines Mitwirkungsverbotes nach § 41 von vorn-

herein nicht in Betracht, wer selbst für die Wahl zur oder zum Ratsvorsitzenden kandidiert. Die 

Ausnahme vom Mitwirkungsverbot nach § 41 Abs. 3 Nr. 1 für Wahlen betrifft nur den eigentli-

chen Wahlakt.7 Deshalb obliegt die Sitzungsleitung in diesem Fall dem Mitglied mit der zweit-

längsten Zugehörigkeit zum Rat bzw. dem zweithöchsten Lebensalter.  

 

b) Feststellung der Beschlussfähigkeit  

 

Nach der Eröffnung stellt die oder der Dienstälteste die Beschlussfähigkeit fest, § 65 Abs. 1 Sätze 

1 und 2 NKomVG. 

 

c) Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Ratsherren durch 

die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister 

Vor der Wahl des Ratsvorsitzenden sind die Ratsfrauen und Ratsherren förmlich zu verpflichten 

(§ 60). Seit der Änderung durch das Gesetz vom 13. Oktober 2021 (Nds. GVBl. 2021 S. 700), mit 

 
7 Blum, in: KVR Nds. / NKomVG, § 61 Rn. 5. 
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dem das Wort „unparteiisch“ aus § 60 Satz 1 gestrichen wurde, werden die Abgeordneten förm-

lich verpflichtet, ihre Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen wahrzunehmen und die Ge-

setze zu beachten.  

 

Mit der Verpflichtung wird sinnvollerweise die Pflichtenbelehrung (§§ 54 Abs. 3, 43) verbunden. 

Beides obliegt der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister unter Leitung der Sitzung durch die 

Dienstälteste oder den Dienstältesten. Können Abgeordnete an der konstituierenden Ratssit-

zung nicht teilnehmen, so erfolgen die förmliche Verpflichtung und die Pflichtenbelehrung in 

der ersten Sitzung, an der sie teilnehmen. Entsprechendes gilt für ein späteres Nachrücken in 

den Rat. Die Übernahme der Sitzungsleitung durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister 

ist nicht notwendig, aber auch kein Verfahrensfehler. Die Pflichtenbelehrung ist aktenkundig zu 

machen (§§ 54 Abs. 3, 43 Satz 3). Dafür reicht es aus, dass diese in dem Protokoll der Ratssitzung 

dokumentiert ist.  

 

Weder die Verpflichtung noch die Pflichtenbelehrung sind Voraussetzung für die Ausübung der 

Mandatstätigkeit, haben also nur symbolischen Charakter. Sie haben insbesondere nicht die 

Wirkungen der Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz, machen die Ratsfrauen und Rats-

herren also nicht zu für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten i. S. des Strafrechts. 

Nach der Rechtsprechung des BGH8 sind kommunale Mandatsträger, solange sie nicht mit kon-

kreten Verwaltungsaufgaben betraut werden, die über ihre Mandatstätigkeit in der kommunalen 

Vertretung und den zugehörigen Ausschüssen hinausgeht, auch keine Amtsträger im strafrecht-

lichen Sinne, können also nicht für Straftaten im Amt, wie z. B. Vorteilsnahme und Bestechlich-

keit, zur Verantwortung gezogen werden. Als mit Verwaltungsaufgaben betraut betrachtet der 

BGH die Mitglieder des Verwaltungsausschusses, so dass sie als Amtsträger anzusehen sind. 

 

Das Gesetz enthält keine Regelung, wer im Falle der bloßen Verhinderung der Bürgermeisterin 

oder des Bürgermeisters die Verpflichtung vornimmt. § 60 Satz 2 sieht seit der Gesetzesände-

rung vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30) vor, dass die Verpflichtung von der oder dem 

dienstältesten Abgeordneten vorgenommen wird, wobei bei gleicher Zugehörigkeit das Lebens-

alter entscheidend ist. Nach dem Wortlaut gilt dies nur, wenn keine Bürgermeisterin oder kein 

Bürgermeister im Amt ist. Es empfiehlt sich jedoch, wenn das Amt besetzt ist auch im Falle der 

„einfachen“ Verhinderung so zu verfahren und dies für die Pflichtenbelehrung der Abgeordne-

ten genauso zu handhaben.9 

 

d) Wahl der oder des Ratsvorsitzenden  

Die Wahl der oder des Ratsvorsitzenden, die keiner Vorbereitung durch den Verwaltungsaus-

schuss bedarf, erfolgt nach § 67. Sie oder er wird aus der Mitte der Abgeordneten gewählt (§ 61 

Abs. 1 Satz 1), d. h. aus der Mitte der Ratsfrauen und Ratsherren (§ 45 Abs. 1 Satz 3), so dass 

dafür die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nicht in Betracht kommt. Vorschlagsberech-

tigt sind jedes Ratsmitglied (§ 56 Satz 1), also auch die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, 

sowie als eine Mehrheit von Ratsmitgliedern die im Rat vorhandenen Fraktionen und Gruppen; 

der Ansicht des VG Lüneburg,10 das den Fraktionen und Gruppen das Antragsrecht und damit 

auch das Vorschlagsrecht als eine besondere Form des Antragsrechts abspricht, sollte nicht ge-

folgt werden.  

 
8 Urt. v. 09.05.2006, NJW 2006, S. 2050. 
9 Vgl. zur Zuständigkeit für die förmliche Verpflichtung auch Blum, in: Blum/Meyer, NKomVG, 6. Aufl., § 60 Rn. 7).  
10 Urt. v. 21.5.2015, R&R 5/2015, S. 8. 
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Nach der Wahl übernimmt die oder der neu gewählte Vorsitzende die Sitzungsleitung.  

 

e) Feststellung der Tagesordnung 

 

Sodann erfolgt die Feststellung der Tagesordnung für konstituierende Sitzung, damit Klarheit 

über die zu behandelnden Punkte und deren Reihenfolge besteht.  

 

f) Beschlussfassung über die Stellvertretung der oder des Ratsvorsitzenden 

 

Anschließend ist über die Stellvertretung der oder des Ratsvorsitzenden zu beschließen. Nach 

§ 61 Abs. 1 Satz 4 beschließt der Rat darüber. Dieser Beschluss kann durch Abstimmung nach 

§ 66 oder durch Wahl nach § 67 erfolgen. Dabei bestimmt der Rat auch, wie viele Vertreterinnen 

oder Vertreter es geben soll. Dabei handelt es sich um eine bloße Verhinderungsvertretung und 

es sollte eine Reihenfolge festgelegt werden, wenn mehrere Vertreterinnen und Vertreter be-

stimmt werden. Das Vorschlagsrecht besteht wie bei der Wahl der oder des Ratsvorsitzenden. 

Alle diesbezüglichen Beschlüsse bedürfen als innerorganisatorische Angelegenheiten nicht der 

Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss.  

 

g) Beschlussfassung über die Geschäftsordnung  

 

Nachdem auf diese Weise das „Präsidium“ des Rates eingerichtet ist, könnte sich die Beschluss-

fassung über die vorläufige oder auch endgültige Fortgeltung der Geschäftsordnung des Rates 

der vergangenen Wahlperiode anschließen, damit für Verfahrensfragen im weiteren Verlauf der 

Sitzung eine Regelung zur Verfügung steht. Der diesbezügliche Beschluss bedarf als Verfahrens-

regelung nicht der Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss, jedoch stellt es keinen Ver-

fahrensfehler dar, wenn der amtierende Verwaltungsausschuss die bisherige Geschäftsordnung 

überarbeitet, damit der Rat sie als seine endgültige beschließen kann. 

 

h) Wahleinsprüche  

 

Anders als früher beschließt der Rat nicht mehr allgemein über die Gültigkeit der Wahl, sondern 

nur noch im Falle eines Wahleinspruchs (§ 47 Abs. 1 NKWG). Nur für diesen Fall und wenn der 

Wahleinspruch entscheidungsreif ist, ist also ein entsprechender Punkt auf der Tagesordnung 

vorzusehen, und zwar sinnvollerweise bevor weitere organisatorische Maßnahmen beschlossen 

werden, die hinfällig wären, wenn die Wahl für ungültig zu erklären wäre (§ 48 NKWG). Der Be-

schluss über einen Wahleinspruch bedarf als originäre und innerorganisatorische Entscheidung 

des Rates, der als Wahlprüfungsorgan tätig wird, nicht der Vorbereitung durch den Verwaltungs-

ausschuss.  

 

i) Mitteilung über die gebildeten Fraktionen und Gruppen 

 

Die Geschäftsordnung sieht regelmäßig vor, dass die Bildung einer Fraktion oder Gruppe der 

Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister schriftlich oder elektronisch unter Angabe des Na-

mens der Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden zur konstituierenden 

Sitzung anzuzeigen ist.11 Zur Klarheit und Transparenz für den Rat, aber insbesondere auch für 

 
11 Vgl. auch § 19 Abs. 2 der Muster-Geschäftsordnung von NST und NSGB (Stand: 21.09.2026), NSGB-RD Nr. 143/2026 vom 

21.09.2026. 
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die interessierte Öffentlichkeit zur besseren Nachvollziehbarkeit der Bildung des Verwaltungs-

ausschusses und der Fachausschüsse bietet es sich an, dass die Bürgermeisterin mitteilt, welche 

Fraktionen und Gruppen ihr oder ihm angezeigt wurden. Es handelt sich hierbei um eine bloße 

Kenntnisnahme, ein (feststellender) Beschluss ist darüber nicht zu fassen und auch nicht zu emp-

fehlen.  

 

j) Bildung des Verwaltungsausschusses  

 

Die Wahl der stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, die Beigeordnete, d. h. 

stimmberechtigte Mitglieder des Verwaltungsausschusses (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2), sein müssen 

(§ 81 Abs. 2 Satz 1), setzt die Bildung des Verwaltungsausschusses voraus. Diese erfolgt dadurch, 

dass die Fraktionen und Gruppen Mitglieder entsprechend der Zahl der bei der Verteilung auf 

sie entfallenen Sitze benennen (§§ 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 71 Abs. 2 Sätze 2 bis 5 und Abs. 3). 

Dem Verwaltungsausschuss gehören neben den Beigeordneten die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) sowie Abgeordnete mit beratender Stimme an (§ 74 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 3), die von Fraktionen und Gruppen benannt werden können, auf die kein Sitz einer 

Beigeordneten oder eines Beigeordneten entfallen ist (§ 71 Abs. 4 Satz 1). Soweit Wahlbeamtin-

nen und Wahlbeamte dem Verwaltungsausschuss mit beratender Stimme angehören sollen, be-

darf das der Bestimmung durch die Hauptsatzung (§ 74 Abs. 1 Satz 2), die aber auch noch im 

weiteren Verlauf der Wahlperiode getroffen werden kann, wenn die aktuelle Hauptsatzung sie 

nicht enthält; auch für den dafür notwendigen Hauptsatzungsbeschluss ist als innerorganisato-

rischer eine Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nicht erforderlich. 

 

(1) Zahl der Beigeordneten 

 

Die Zahl der Beigeordneten ergibt sich aus § 74 Abs. 2 NKomVG. Diese beträgt in Gemeinden 

und Samtgemeinden, deren Vertretung nicht mehr als  

 

12 Abgeordnete hat, 2, 

14 bis 24 Abgeordnete hat,  4, 

26 bis 36 Abgeordnete hat,  6, 

38 bis 44 Abgeordnete hat, 8, 

mehr als 44 Abgeordnete hat, 10. 

 

Dabei ist jeweils auf die gesetzliche (§ 46 Abs. 1 Satz 1 NKomVG) bzw. durch Satzung 

modifizierte (§ 46 Abs. 4 NKomVG) Zahl der Abgeordneten abzustellen und nicht etwa da-

rauf, wieviel Abgeordnete der Rat tatsächlich hat.12 Eine Vertretung hat auch dann diese gesetz-

liche Zahl der Abgeordneten, wenn tatsächlich weniger Ratsfrauen und Ratsherren einen Sitz im 

Rat erworben haben. Das Gesetz verwendet anders als etwa § 71 Abs 3 Satz 1 oder § 45d Abs. 3 

Satz 2 NKWG nicht die Formulierung „der Vertretung angehören“. Würde man auf die tatsäch-

liche Zahl der Abgeordneten abstellen, müssten Schwankungen im Bestand der tatsächlichen 

Mitgliederzahl der Abgeordneten während der laufenden Wahlperiode berücksichtigt werden, 

was vom Gesetz nicht intendiert sein kann. Unbesetzte Sitze im Rat, die z.B. daraus resultieren, 

dass eine Partei oder Wählergruppe bei der Kommunalwahl mehr Sitze erhalten hat, als sie Be-

werberinnen und Bewerber aufgestellt hat, bleiben demnach außer Betracht.  

 

 
12 Siehe ED-NSGB Nr. 386/16 vom 29.09.2016 sowie ED-NSGB Nr. 250/2026 vom 18.09.2026.  
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(2) Ggf. Beschluss über die Erhöhung der Zahl der Beigeordneten um zwei  

 

In Gemeinden und Samtgemeinden, deren Vertretung 16 bis 44 Abgeordnete hat, kann der Rat 

für die Dauer der Wahlperiode beschließen, dass sich die Zahl der Beigeordneten um zwei er-

höht (§ 74 Abs. 2 Satz 2 NKomVG). Auch hier ist auf die gesetzliche bzw. durch Satzung mo-

difizierte Zahl der Abgeordneten abzustellen. Für die Erhöhung ist ein Ratsbeschluss erfor-

derlich, der vor der Verteilung der Sitze gefasst werden muss und keiner Vorbereitung durch 

den Verwaltungsausschuss bedarf.  

 

(3) Berechnung der Sitzverteilung nach Sainte-Laguë/Schepers oder abweichender Be-

schluss 

 

Nach der Änderung durch das Gesetz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. Nr. 77) gilt bei der 

Bestimmung der Beigeordneten kraft Gesetzes (§ 71 Abs. 2) das neue Verfahren nach Sainte-

Laguë/Schepers, d.h. die Beigeordneten werden auf die Fraktionen und Gruppen im Verhältnis 

ihrer Stärke in der Reihenfolge der absteigenden Höchstzahlen verteilt, die sich durch Teilung 

der Mitgliederzahlen der Fraktionen und Gruppen durch 0,5; 1,5; 2,5 usw. ergeben. 

 

Schon nach dem Wortlaut des § 71 Abs. 2 Satz 2 kommt es ausschließlich auf die Stärke der 

Fraktionen und Gruppen sowie deren Mitgliederzahlen an, so dass unbesetzte Sitze im Rat bei 

der Sitzzuteilung keine Rolle spielen.  

 

Das Sitzzuteilungsverfahren gilt aufgrund des Verweises in § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch für die 

Besetzung des Verwaltungsausschusses. Der Rat kann einstimmig ein von dem gesetzlich vor-

gesehenen Sitzzuteilungsverfahren abweichendes Verfahren beschließen (§ 75 Abs. 1 Satz 1, HS 

2 i.V.m. § 71 Abs. 10) und zum Beispiel beschließen, dass die Sitzzuteilung wie nach der bis zum 

31. Oktober 2026 geltenden Rechtslage nach dem d’Hondtschen Höchstzahlverfahren erfolgt.13 

Bereits eine einzige Nein-Stimme verhindert die von § 71 Abs. 10 vorausgesetzte Einstimmigkeit. 

Stimmenthaltungen – egal ob durch bei der Abstimmung anwesende oder nicht anwesende 

Abgeordnete – stehen einer Einstimmigkeit im Sinne von § 71 Abs. 10 NKomVG demgegenüber 

nicht entgegen.14 

 

Für die Berechnung sollen im Folgenden einige Beispiele gegeben werden:  

 

Beispiel 1 (Grundberechnung): 

 

In einer Gemeinde mit 10.989 Einwohnerinnen und Einwohnern beträgt die gesetzliche Zahl der 

Ratsfrauen und Ratsherren 26 (§ 46 Abs. 1 Satz 1). Ein Ratssitz bleibt nach dem Ergebnis der 

Kommunalwahl unbesetzt. Die Zahl der Beigeordneten beträgt 6 (§ 74 Abs. 2 Satz 1), der Rat hat 

jedoch vor der Bildung des Verwaltungsausschusses einen Beschluss nach § 74 Abs. 2 Satz 2 

gefasst, so dass die Zahl der zu bestimmenden Beigeordneten 8 beträgt. Alle 25 Abgeordneten 

haben sich zu Fraktionen zusammengeschlossen, es wurden folgende Fraktionen gebildet: 

 

 

 
13 Zu weiteren Optionen siehe Thiele, NKomVG, 2. Aufl., § 71 Rn. 37.  
14 VG Hannover, Urt. v. 14.10.2022 - 1 A 1279/22 -, R&R 2/2023, S. 20, bestätigt durch Nds. OVG, Urt. v. 11.10.2023 - 10 LC 117/22 -

, R&R 4/2023, S. 1.  
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A-Fraktion 12 Mitglieder  

B-Fraktion 7 Mitglieder  

C-Fraktion 4 Mitglieder 

D-Fraktion  2 Mitglieder  

 

Bei Anwendung des Sitzzuteilungsverfahrens nach Sainte-Laguë/Schepers ergibt sich die fol-

gende Berechnung (die Rangfolge der absteigenden Höchstzahlen jeweils in Klammern): 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

12 Mitglieder 

B-Fraktion 

7 Mitglieder 

C-Fraktion 

4 Mitglieder 

D-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 24 (1.) 14 (2.) 8 (3.) 4 (6.) 

1,5 8 (3.) 4,67 (5.) 2,67 1,33 

2,5 4,8 (4.) 2,8 1,6 0,8 

3,5 3,43 (7.) 2 1,14 0,57 

4,5 2,67 1,56 0,89 0,44 

 

Die A-Fraktion erhält somit 4 Sitze, die B-Fraktion 2 Sitze und die C-Fraktion sowie die D-Fraktion 

jeweils 1 Sitz.  

 

Nur soweit am Ende des Berechnungsverfahrens mehrere gleich hohe absteigende Höchstzah-

len um eine begrenzte Anzahl von noch zu vergebenden Sitzen konkurrieren, findet ein Losent-

scheid nach § 71 Abs. 2 Satz 3 statt. Nur in diesem Fall ergeben sich „mehrere mögliche Sitzzu-

teilungen“ im Sinne der Vorschrift.  

 

Beispiel 2 (Berechnung mit Losentscheid): 

 

Es handelt sich wiederum um einen Rat mit 26 Ratsfrauen und Ratsherren, wobei ein Sitz unbe-

setzt bleibt. Eine Erhöhung der Beigeordneten wurde nicht beschlossen, die Zahl der Beigeord-

neten beträgt somit 6. Alle 25 Abgeordneten haben sich zu Fraktionen zusammengeschlossen, 

es wurden folgende Fraktionen gebildet: 

 

A-Fraktion  10 Mitglieder  

B-Fraktion 10 Mitglieder  

C-Fraktion  3 Mitglieder 

D-Fraktion 2 Mitglieder  

 

Somit ergibt sich die folgende Berechnung:  

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

10 Mitglieder 

C-Fraktion 

3 Mitglieder 

D-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 20 (1.) 6 (3.) 4 (4.) 

1,5 6,67 (2.) 6,67 (2.) 2  1,33 

2,5 4 (4.) 4 (4.) 1,2 0,8 

3,5 2,86 2,86 0,86 0,57 

4,5 2,22 2,22 0,67 0,44 

 

Obwohl sich für die A-Fraktion und die B-Fraktion mit 20 bzw. 6,67 die gleichen Höchstzahlen 
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(Rangfolge (1.) und (2.)) ergeben, findet an dieser Stelle noch kein Losentscheid statt, da noch 

weitere Sitze zu vergeben sind und sich somit nicht mehrere mögliche Sitzzuteilungen ergeben. 

A-Fraktion und B-Fraktion erhalten somit jeweils 2, die C-Fraktion 1 Sitz. Um den letzten noch 

zu vergebenden 6. Sitz konkurrieren die drei Fraktionen A, B und D mit der gleichen Höchstzahl 

4. Zwischen diesen Fraktionen findet ein Losentscheid statt, wobei das Los von der oder dem 

Ratsvorsitzenden zu ziehen ist (§ 71 Abs. 2 Satz 4). Unterliegt die D-Fraktion beim Losentscheid 

und erhält damit keinen Beigeordnetensitz, so kann sie einen Abgeordneten mit beratender 

Stimme in den Verwaltungsausschuss entsenden (sog. Grundmandat, siehe § 74 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3). 

 

Beispiel 3 (Abwandlung von Beispiel 2) 

 

Sachverhalt wie oben Beispiel 2, nur wurde eine Erhöhung um 2 Beigeordnete beschlossen. Zu 

vergeben sind damit 8 Sitze im Verwaltungsausschuss. Dann stellt sich die Berechnung wie folgt 

dar: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

10 Mitglieder 

C-Fraktion 

3 Mitglieder 

D-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 20 (1.) 6 (3.) 4 (4.) 

1,5 6,67 (2.) 6,67 (2.) 2  1,33 

2,5 4 (4.) 4 (4.) 1,2 0,8 

3,5 2,86  2,86 0,86 0,57 

4,5 2,22 2,22 0,67 0,44 

 

In dieser Konstellation findet kein Losverfahren statt. Die A- und B-Fraktion erhalten mit den 

Rangfolgen (1.), (2.) und (4.) jeweils 3, die C- und D-Fraktion mit den Rangfolgen (3.) und (4.) 

jeweils 1 Sitz.  

 

Soweit einer Fraktion oder Gruppe mehr als die Hälfte der Abgeordneten angehören, stehen ihr 

nach § 71 Abs. 3 Satz 1 mehr als die Hälfte der im Ausschuss insgesamt zu vergebenden Sitze 

zu. Dies gilt durch den Verweis in § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch für den Verwaltungsausschuss. 

Damit soll die Spiegelbildlichkeit von Vertretung und Ausschuss sichergestellt werden.15 Ergibt 

sich bei der Berechnung, dass dies bei Anwendung des Verfahrens nach Sainte-Laguë/Schepers 

nicht sichergestellt ist, so wird der Fraktion, der mehr als die Hälfte der Abgeordneten angehö-

ren, ein sog. Vorausmandat zugeteilt (§ 71 Abs. 3 Satz 2). Die Vergabe der restlichen Sitze er-

folgt nach dem Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers (§ 71 Abs. 3 Satz 3). Auch bei der Ermitt-

lung, ob ein Vorausmandat in Betracht kommt, ist auf die tatsächliche (und nicht die gesetzliche 

oder durch Satzung verringerte i.S.v § 46 Abs. 1 und 4) Zahl der Abgeordneten abzustellen, so 

dass auch hier unbesetzte Sitze außer Betracht bleiben. Dies folgt erstens aus dem Wortlaut des 

§ 71 Abs. 3 Satz 1 („Gehören … an“). Zweitens steht § 71 Abs. 3 im unmittelbaren Zusammenhang 

zu Abs. 2 der Vorschrift, der ebenfalls auf die Stärke der Fraktionen und Gruppen sowie deren 

Mitgliederzahl abstellt. Drittens handelt es sich nicht um einen Fall des § 46 Abs. 2, weil es sich 

weder um eine Wahl, Abstimmung noch einen Antrag handelt, bei dem die gesetzliche oder 

 
15 Vgl. den schriftlichen Bericht zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften, LT-Drs. 18/10046, S. 7, in dem die Empfehlung begründet wurde, das Vorausmandat 

– anders als im Gesetzentwurf der Landesregierung seinerzeit vorgesehen – auch für das neu eingeführte d‘Hondtsche Höchstzahl-

verfahren vorzusehen.  
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durch Satzung geregelte Zahl der Mitglieder zugrunde zu legen wäre. Schließlich intendiert das 

Vorausmandat auch gar nicht die Sicherung der absoluten Mehrheit in der Vertretung, sondern 

lediglich die Absicherung der im Rat bei einer Fraktion oder Gruppe vorhandenen Mehrheit der 

Abgeordneten, die sich auch in den Ausschüssen bzw. dem Verwaltungsausschuss widerspie-

geln soll. Dass die Mehrheit der Abgeordneten nicht zugleich die absolute Mehrheit der Mit-

glieder des Rates bedeutet, steht auf einem anderen Blatt.  

 

Beispiel 4 (Berechnung mit Vorausmandat): 

 

Der Rat besteht aus 26 Ratsfrauen und Ratsherren. Die Zahl der Beigeordneten beträgt, nach-

dem ein Beschluss nach § 74 Abs. 2 Satz 2 gefasst wurde, 8. Folgende Fraktionen wurden gebil-

det: 

 

A-Fraktion 14 Mitglieder 

B-Fraktion 12 Mitglieder  

 

Daraus ergibt sich zunächst die folgende Berechnung: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

14 Mitglieder 

B-Fraktion 

12 Mitglieder 

0,5 28 (1.) 24 (2.) 

1,5 9,33 (3.) 8 (4.) 

2,5 5,6 (5.) 4,8 (6.) 

3,5 4 (7.) 3,43 (8.)  

4,5 3,11 2,67 

5,5 2,55 2,18 

6,5 2,15 1,85 

 

Obwohl die A-Fraktion im Rat die Mehrheit der Abgeordneten stellt, besteht nach der vorste-

henden Berechnung eine Patt-Situation bei den von den Fraktionen benannten ehrenamtlichen 

Mitgliedern des Verwaltungsausschusses, da A- und B- Fraktion jeweils 4 Sitze erhalten würden. 

Hier wäre die Stimme der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters ausschlaggebend. Zur Ge-

währleistung der Spiegelbildlichkeit von Rat und Verwaltungsausschuss erhält die A-Fraktion 

jedoch vorab einen Sitz zugeteilt. Im Anschluss daran werden die restlichen sieben Sitze nach 

dem Verfahren Sainte-Laguë/Schepers verteilt: 

 

 1 Vorausmandat  

Teiler 

 

A-Fraktion 

14 Mitglieder 

B-Fraktion 

12 Mitglieder 

0,5 28 (1.) 24 (2.) 

1,5 9,3 (3.) 8 (4.) 

2,5 5,6 (5.) 4,8 (6.) 

3,5 4 (7.) 3,43  

4,5 3,11 2,67 

5,5 2,55 2,18 

6,5 2,15 1,85 
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Im Ergebnis erhält die A-Fraktion somit 5 Sitze (1 + 4) und die B-Fraktion 3 Sitze.  

 

Dass die Spiegelbildlichkeit von Rat und Verwaltungsausschuss trotz Zuteilung eines Voraus-

mandats nicht in jedem Fall gewährleistet ist, zeigt das folgende 

 

Beispiel 5 (keine Spiegelbildlichkeit trotz Vorausmandats): 

 

Die Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren beträgt kraft Gesetzes 20, davon ist nach dem Ergebnis 

der Kommunalwahlen 1 Sitz unbesetzt. Es sind, nachdem ein Beschluss nach § 74 Abs. 2 Satz 2 

gefasst wurde, 6 Beigeordnete zu bestimmen. Alle Abgeordneten haben sich wie folgt zu Frak-

tionen zusammengeschlossen: 

 

A-Fraktion 10 

B-Fraktion 2 

C-Fraktion 3 

D-Fraktion 4 

 

Es ergibt sich die folgende Sitzverteilung: 

 

 1 Vorausmandat    

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

3 Mitglieder 

D-Fraktion 

4 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (5.) 6 (4.) 8 (2.) 

1,5 6,67 (3.) 1,33 2  2,67 

2,5 4 (5.) 0,8 1,2 1,6 

3,5 2,86 0,57 0,86 1,14 

4,5 2,22 0,44 0,67 0,89 

 

Die A-Fraktion verfügt mit 10 von 19 Abgeordneten über mehr als die Hälfte der Abgeordneten 

(dass 1 Sitz unbesetzt bleibt, ist irrelevant, weil auch bei § 71 Abs. 3 die tatsächliche Zahl der 

Abgeordneten maßgeblich ist). Bei der Vergabe der Sitze nach § 71 Abs. 2 erhielte sie nur drei 

von sechs Sitzen im Verwaltungsausschuss. Ihr wird deshalb nach § 71 Abs. 3 Satz 2 ein Voraus-

mandat zugeteilt. Die übrigen 5 Sitze sind nach § 71 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 zu vergeben (§ 71 Abs. 

3 Satz 3). Dabei zeigt das Beispiel, dass die A-Fraktion die Mehrheit der Beigeordneten im Ver-

waltungsausschuss nur erhält, wenn sie im Losentscheid gegenüber der B-Fraktion, die ebenfalls 

am Losverfahren beteiligt ist, obsiegt (dann 3 Sitze plus Vorausmandat, insgesamt somit 4 Sitze). 

Dass die Fraktion, die ein Vorausmandat erhalten hat, auch an einem Losverfahren bei der 

Vergabe der „danach noch zu vergebenden Sitze“ teilnimmt, folgt daraus, dass sie in § 71 Abs. 

3 Satz 3 nicht ausgenommen wird. Verliert die A-Fraktion den Losentscheid, würden ihr drei 

Beigeordnete verbleiben (2 Sitze plus Vorausmandat). Die anderen drei Fraktionen B, C und D 

würden in diesem Fall jeweils einen Sitz erhalten. Dieses Ergebnis resultiert daraus, dass die A-

Fraktion eine denkbar knappe Mehrheit der Abgeordneten im Rat stellt (bei Besetzung sämtli-

cher Sitze im Rat hätte sie diese Mehrheit von vornherein nicht), und das NKomVG kennt keine 

absolute Sicherung der Spiegelbildlichkeit von Rat und den Ausschüssen bzw. dem Verwal-

tungsausschuss. Eine über das Vorausmandat hinausgehende Mehrheitssicherungsklausel ent-

hält das Gesetz gerade nicht. Verlöre die B-Fraktion den Losentscheid, stände ihr ein Grundman-

dat (§ 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) zu.  
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(4) Durchführung des Losentscheids 

 

Bei einem Losentscheid zieht die oder der Ratsvorsitzende das Los (§ 71 Abs. 2 Satz 4). Dieser 

erfolgt sinnvollerweise dergestalt, dass die oder der Vorsitzende gekennzeichnete Karten aus 

einem nicht einsehbaren Behältnis entnimmt. Das Streichholzziehen oder das Werfen einer 

Münze stellen kein zulässiges Verfahren dar.16 

 

Die Frage, ob die an einem Losentscheid beteiligten Fraktionen und Gruppen durch interfrakti-

onelle Absprachen auf die Durchführung des Losentscheids verzichten und sich stattdessen un-

tereinander auf die Sitzverteilung verständigen dürfen, wird in der Kommentarliteratur kontro-

vers beurteilt. Einige Autoren lehnen dies mit Blick § 71 Abs. 10 ab und sehen einen einstimmi-

gen Ratsbeschluss als erforderlich an.17 Demgegenüber sehen andere diesen Weg als zulässige 

Alternative gegenüber einem einstimmigen Beschluss nach § 71 Abs. 10 an.18  

  

Der zuletzt genannten Auffassung ist zu folgen. Der Verzicht auf die Durchführung des Losent-

scheids durch Vereinbarungen zwischen den an dem Losverfahren beteiligten Fraktionen und 

Gruppen über die Sitzverteilung muss möglich sein. Der Losentscheid wird ausschließlich zwi-

schen den daran beteiligten Fraktionen und Gruppen ausgetragen. Andere Fraktionen und 

Gruppen, die nicht über die gleichen Höchstzahlen verfügen, sind hier überhaupt nicht involviert 

und können daraus auch keinerlei Rechte herleiten. Dies gilt erst recht für Abgeordnete, die 

keiner Fraktion oder Gruppe angehören. § 71 Abs. 10 dient dem Minderheitenschutz und soll 

verhindern, dass „eine dominierende Fraktion oder eine Übereinkunft mehrerer Fraktionen die 

Mitarbeit von kleineren Minderheitsfraktionen oder einzelne Abgeordnete in zu großer Weise 

einschränken“.19 Dieser Schutzaspekt spielt in der Situation des Losentscheides, an dem ohnehin 

nur die Fraktionen und Gruppen mit den gleichen Höchstzahlen beteiligt sind, keine Rolle und 

es gibt auch keinen einleuchtenden Grund, weshalb einem einzelnen Abgeordneten (siehe das 

Erfordernis der Einstimmigkeit in § 71 Abs. 10) die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, eine 

solche einvernehmliche Absprache über die Sitzverteilung zu verhindern. Ohnehin hätte die bei 

dem Losentscheid obsiegende Fraktion oder Gruppe nach § 71 Abs. 2 Satz 5 (und für den Ver-

waltungsausschuss über § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) die Möglichkeit, ein Mitglied der bei dem 

Losentscheid unterlegenden Fraktion oder Gruppe für den Ausschuss zu benennen. Zusammen-

fassend ist der Losentscheid als gesetzliche Konfliktregelung für den Fall anzusehen, dass sich 

die daran beteiligten Fraktionen und Gruppen nicht einmütig über die Sitzverteilung verständi-

gen. 

 

(5) Benennung der Beigeordneten und Grundmandate 

 

Steht die Anzahl der auf die Fraktionen und Gruppen entfallenden Beigeordnetensitze und auch 

die Abgeordneten mit beratender Stimme fest, werden die entsprechenden Abgeordneten in 

einem nächsten Schritt von den Fraktionen und Gruppen namentlich bestimmt bzw. benannt 

(§ 75 Abs. 1 Satz 1). Für die Nominierung als Mitglied des Verwaltungsausschusses ist die An-

wesenheit in der Sitzung nicht Voraussetzung. Die Fraktionen und Gruppen sind nicht verpflich-

tet, nur fraktions- oder gruppeneigene Mitglieder zu benennen. 

 
16 Thiele, NKomVG, 2. Aufl., § 71 Rn. 9. 
17 Beckermann, in: BeckOK Kommunalrecht Niedersachsen, § 71 Rn. 17 und Wilkens, in: Ipsen, NKomVG, § 71 Rn. 15, Fn. 16. 
18 Menzel, in: KVR Nds. / NKomVG, § 71 Rn. 46; vgl. auch Thiele, NKomVG, 2.Aufl., § 71 Rn. 9: Ein Losentscheid muss (nur) erfolgen, 

wenn sich die Beteiligten nicht über die Zuteilung des Sitzes einigen. 
19 So Schwind, in Blum/Meyer, NKomVG, 6. Aufl., § 71 Rn. 8. 
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(6) Feststellender Beschluss 

 

Anschließend fasst der Rat den die Sitzverteilung und -besetzung feststellenden Beschluss nach 

§§ 75 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, 71 Abs. 5, der auch mögliche Grundmandatsinhaber nach § 75 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mit einbezieht, nicht jedoch die hauptamtliche Bürgermeisterin oder den 

hauptamtlichen Bürgermeister (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) sowie andere Beamtinnen und Beamte 

auf Zeit, die dem Verwaltungsausschuss mit beratender Stimme angehören, soweit die Haupt-

satzung dies bestimmt (§ 74 Abs. 1 Satz 2). Eine solche Regelung in der Hauptsatzung (§ 74 Abs. 

1 Satz 2) kann auch noch im weiteren Verlauf der Wahlperiode getroffen werden, wenn die 

aktuelle Hauptsatzung sie nicht enthält; auch für den dafür notwendigen Hauptsatzungsbe-

schluss ist als innerorganisatorischer eine Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nicht 

erforderlich. Nach dem Beschluss nach § 71 Abs. 5, ohne den der Verwaltungsausschuss nicht 

gebildet ist,20 ist für jeden Beigeordneten und Grundmandatar, also nicht für die hauptamtliche 

Bürgermeisterin oder den hauptamtlichen Bürgermeister (§ 81 Abs. 4) und nicht für Wahlbeam-

tinnen und Wahlbeamte, von der Fraktion oder Gruppe, die das Mitglied benannt hat, eine Ver-

treterin oder ein Vertreter zu bestimmen (§ 75 Abs. 1 Satz 3); eine Fraktion oder Gruppe mit nur 

einem Mitglied kann zwei Vertreterinnen oder Vertreter benennen (§ 75 Abs. 1 Satz 5). Die Be-

stellung als Vertretung bedarf keines Ratsbeschlusses. Gesetzlich ist geregelt (§ 75 Abs. 1 Satz 

4), dass sich Vertreterinnen und Vertreter, die von der gleichen Fraktion oder Gruppe benannt 

worden sind, untereinander vertreten; die Zugehörigkeit zur gleichen Fraktion oder Gruppe ist 

nicht Voraussetzung.  

 

(7) Wahl der stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister  

 

Die Wahl der stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, als die nur Beigeordnete, 

also Mitglieder des Verwaltungsausschusses mit Stimmrecht in Betracht kommen, erfolgt ohne 

Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nach § 67; vorschlagsberechtigt ist jedes Rats-

mitglied und jede Fraktion oder Gruppe. Die Zahl der Stellvertreterinnen und Stellvertreter ist 

seit der Änderung durch das Gesetz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 77) auf bis zu 

fünf (statt bisher drei) begrenzt (§ 81 Abs. 2 Satz 1). Wurde die Zahl der Stellvertreterinnen und 

Stellvertreter – was generell nicht zu empfehlen ist – in der Hauptsatzung geregelt und besteht 

Änderungsbedarf, so kann diese in der konstituierenden Sitzung rückwirkend zum Beginn der 

neuen Kommunalwahlperiode am 1. November 2026 geändert werden. Dafür ist die Vorberei-

tung durch den Verwaltungsausschuss erforderlich. Sollen mehrere Stellvertreterinnen oder 

Stellvertreter gewählt werden, dann kann das durch Einzelwahl oder durch Blockwahl gesche-

hen, bei der die vorgesehenen Bewerberinnen und Bewerber in einem Wahlgang gewählt wer-

den. Bei der Wahl oder nach ihrem Abschluss durch eine selbständige Entscheidung nach § 66 

kann der Rat eine Reihenfolge der Stellvertretung bestimmen (§ 81 Abs. 2 Satz 2), worunter auch 

zu verstehen ist, dass insbesondere bei der Repräsentation eine Vertretung für bestimmte Fach-

bereiche oder Gebiete der Kommune bestimmt wird. Trifft er eine solche Bestimmung nicht, 

dann sind die Stellvertreterinnen und Stellvertreter gleichberechtigt und es bedarf einer gene-

rellen oder jeweils einzelnen Absprache zwischen der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister 

und den Stellvertreterinnen und Stellvertretern, wer die Stellvertretung jeweils wahrnimmt. Die 

Stellvertretung ist ausschließlich eine für den Verhinderungsfall, jedoch kann der die Bürger-

meisterinnen oder der Bürgermeister bestimmen, wann sie oder er verhindert ist.  

 

 
20 VG Oldenburg, Urt. v. 09.03.2010, R&R 3/2010 S. 1 
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(8) Vereidigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters  

 

Seit der Änderung durch das Gesetz vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) kann die Ver-

eidigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters erst nach der Wahl der ehrenamtlichen 

Stellvertreterinnen und Stellvertreter erfolgen, weil sie von einer ehrenamtlichen Stellvertretung 

durchgeführt wird. Ist die bisherige Bürgermeisterin oder der bisherige Bürgermeister wieder-

gewählt oder ist eine andere Beamtin oder ein anderer Beamter der Gemeinde zur Bürgermeis-

terin oder zum Bürgermeister gewählt worden, so ist sie oder er von der Eidesleistung befreit 

und stattdessen durch einen zu den Personalakten zu nehmenden Hinweis der Person, die die 

Vereidigung durchführt, darauf aufmerksam zu machen, dass der früher geleistete Diensteid sie 

oder ihn auch in dem neuen Beamtenverhältnis bindet.21 Da der Hinweis an die Stelle der Ver-

eidigung tritt, ist davon auszugehen, dass eine ehrenamtliche Stellvertretung der Bürgermeiste-

rin oder des Bürgermeisters ihn vornimmt. Die Vereidigung ist wie die Verpflichtung der übrigen 

Ratsmitglieder nicht Voraussetzung für die Aufnahme der Amtsgeschäfte, könnte also auch 

noch in der nächsten Ratssitzung erfolgen, wenn die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister z. 

B. infolge Erkrankung gehindert wäre, an der konstituierenden Sitzung teilzunehmen. Die Ver-

eidigung nimmt dann ebenfalls eine stellvertretende Bürgermeisterin oder ein stellvertretender 

Bürgermeister vor (§ 81 Abs. 1 Satz 3). Der Wortlaut des Diensteides ergibt sich aus § 47 NBG. 

 

(9) Bildung der Fachausschüsse, der sondergesetzlichen Ausschüsse und Besetzung sons-

tiger Stellen 

 

Nach der Bildung des Verwaltungsausschusses und der Wahl der stellvertretenden Bürgermeis-

ter bietet sich die Bildung der Fachausschüsse und der sondergesetzlichen Ausschüsse sowie 

der notwendigen Besetzung sonstiger Stellen in anderen Körperschaften und Organisationen, 

wie z. B. in Gesellschafter- und Mitgliederversammlungen sowie Verwaltungs- und Aufsichtsrä-

ten von Gesellschaften, Vereinen, Verbänden, kommunalen Anstalten und Zweckverbänden, an.  

 

Die Bildung und Besetzung der Fachausschüsse erfolgt in den folgenden Verfahrensschritten: 

 

1.  

 

Zunächst wird (entweder durch Ratsbeschluss oder in der Geschäftsordnung) festgelegt, welche 

Fachausschüsse gebildet werden (z.B. Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt; Aus-

schuss für Kindertagesstätten und Jugend; Ausschuss für Finanzen, …). 

 

2.  

 

Sodann legt der Rat (durch Beschluss oder Regelung in der Geschäftsordnung) die Zahl der Sitze 

(der stimmberechtigten Mitglieder) in den jeweiligen Ausschüssen fest (§ 71 Abs. 2 Satz 1). 

 

3. 

 

Im nächsten Schritt werden die Sitze eines jeden Ausschusses nach dem Verfahren Sainte-La-

guë/Schepers auf die Fraktionen und Gruppen im Verhältnis ihrer Stärke in der Reihenfolge der 

 
21 VV zu § 65 NBG a. F., Gem. RdErl. d. MI, der StK u. d. übr. Min. v. 25.11.1992, MBl. 1993 S. 93, zul. geänd. d. Erl. v. 1.9.2009, MBl. S. 

871, die nach einem nicht veröffentlichten Erl. d. MI v. 25.3.2009 fortgelten. 
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absteigenden Höchstzahlen verteilt, die sich durch Teilung der Mitgliederzahlen der Fraktionen 

und Gruppen durch 0,5; 1,5; 2,5 usw. ergeben. (§ 71 Abs. 2 Satz 2). Eine Ausnahme gilt, wenn 

einstimmig ein anderes Verfahren beschlossen wurde (§ 71 Abs. 10).  

 

4.  

 

Im Falle mehrerer möglicher Sitzzuteilungen ist ein Losverfahren durchzuführen (§ 71 Abs. 2 

Sätze 3 und 4).  

 

5. 

 

Ergibt die bisherige Berechnung, dass einer Fraktion oder Gruppe, der mehr als die Hälfte der 

Abgeordneten angehören, nicht mehr als die Hälfte der Sitze in dem Ausschuss zustehen, so 

wird ihr zunächst ein Sitz zugeteilt (Vorausmandat, siehe § 71 Abs. 3 Sätze 1 und 2). Für die 

danach noch zu vergebenden Sitze ist § 71 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 anzuwenden. 

 

6. 

 

Fraktionen und Gruppen, die nach dem Ergebnis des Sitzzuteilungsverfahrens keinen Sitz in dem 

Ausschuss erhalten haben, sind berechtigt, in den Ausschuss ein Mitglied mit beratender Stimme 

zu entsenden (§ 71 Abs. 4 Satz 1), es sei denn, ein Mitglied dieser Fraktion oder Gruppe ist schon 

stimmberechtigtes Mitglied dieses Ausschusses (§ 71 Abs. 4 Satz 2). 

 

7. 

 

Gehören Abgeordnete keiner Fraktion oder Gruppe an, so können sie verlangen, in einem Aus-

schuss ihrer Wahl beratendes Mitglied zu werden, es sei denn, sie sind schon stimmberechtigtes 

Mitglied eines Ausschusses (§ 71 Abs. 4 Satz 3). 

 

8. 

 

Schließlich benennen die Fraktionen und Gruppen die Mitglieder der Ausschüsse und der Rat 

stellt anschließend die Sitzverteilung und Ausschussbesetzung durch Beschluss fest (§ 71 Abs. 

5).  

 

Im Übrigen gilt: Auch bei Losentscheiden im Rahmen der Ausschussbildung und bei der Beset-

zung von Stellen zieht das Los die oder der Ratsvorsitzende (§ 71 Abs. 2 Satz 4, Abs. 8 Satz 1). 

Da jeder Ausschuss und jedes Gremium einzeln gebildet und besetzt wird, muss ein Losent-

scheid jeweils durchgeführt werden, wenn sich die Notwendigkeit dafür ergibt, also nicht nur 

einmal für alle Fachausschüsse. Beschäftigte der Gemeinde dürfen gemäß § 71 Abs. 7 Satz 1 

auch dem Schulausschuss, der nur ein beratender Ausschuss wie jeder andere Fachausschuss 

ist,22 nicht als andere Personen, also insbesondere als Elternvertreter i. S. des § 110 Abs. 2 NSchG, 

angehören;23 etwas anderes gilt gemäß § 73 Satz 1, wenn die Betriebssatzung (§ 140 Abs. 1 i.V.m. 

§ 5 Nr. 4 EigBetrVO) Beschäftigte der Gemeinde als Mitglieder des Betriebsausschusses vorsieht 

oder bestimmt. Die nominierten Ratsmitglieder sind von der Mitwirkung an dem feststellenden 

 
22 Nds. OVG, Beschl. v. 28.10.2015, R&R 1/2016 S. 1.  
23 Nds. OVG, Urt. v. 15.02.2011, R&R 2/2011 S. 1. 
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Beschluss nicht ausgeschlossen (§ 41 Abs. 3 Nrn. 2 und 3). Der Vorbereitung durch den Verwal-

tungsausschuss bedürfen alle diese Beschlüsse nicht. Die Übertragung von Beschlusszuständig-

keiten des Verwaltungsausschusses auf einen Fachausschuss bedarf einer Regelung in der 

Hauptsatzung (§ 76 Abs. 3), die frühestens in der konstituierenden Sitzung beschlossen werden 

kann, weil sie nur für die jeweilige Wahlperiode gilt; die Hauptsatzungsänderung bedarf der 

Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss (ggf. auch durch den „alten“). Wenn diese Maß-

nahme getroffen werden soll, muss dafür ein Tagesordnungspunkt vorgesehen werden. 

 

Die Ausschussvorsitze werden aufgrund der Gesetzesänderung vom 9. September 2026 (Nds. 

GVBl. 2026 Nr. 77) ebenfalls nach dem Verfahren Sainte-Laguë/Schepers verteilt.  

 

(10) Wahl der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher 

 

In Gemeinden, die Ortschaften mit Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorstehern eingerichtet haben, 

müssen diese in der konstituierenden Sitzung bestellt werden, da sie ihr Amt für die Dauer der 

Wahlperiode wahrnehmen, also alsbald nach deren Beginn zu berufen sind.  

 

Aufgrund der Änderung des § 96 durch das Gesetz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 

77) erfolgt dies künftig durch Wahl. Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher wird also anders 

als bisher nicht mehr durch einen Ratsbeschluss (§ 66) bestimmt, sondern gewählt (§ 67). Das 

Gesetz sieht dabei das folgende Prozedere vor (siehe § 96 Abs. 1 Sätze 1 bis 6): 

 

1. 

 

Das Vorschlagsrecht liegt zunächst wie bisher bei der Fraktion, deren Mitglieder der Partei oder 

Wählergruppe angehören, die in der Ortschaft bei der Wahl der Ratsfrauen und Ratsherren die 

meisten Stimmen erhalten hat. Sie unterbreitet dem Rat einen Personalvorschlag für das Amt 

der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers (Satz 1). Diese vorgeschlagene Person ist in dem 

ersten Wahlgang gewählt, wenn sie die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält (Satz 2). 

 

2. 

 

Wird die in Satz 2 genannte Mehrheit nicht erreicht, so ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen, 

in dem jede Fraktion einen Vorschlag unterbreiten kann (Satz 3) und in dem wiederum die Per-

son gewählt ist, die die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. 

 

3. 

 

Ergibt sich auch im zweiten Wahlgang nicht die nach Satz 2 erforderliche Mehrheit, so findet ein 

dritter Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten gültigen Stimmen erhält; bei Stim-

mengleichheit entscheidet das von der oder dem Ratsvorsitzenden zu ziehende Los (Sätze 4 bis 

5). 

 

Da das Gesetz durch die Alternative Partei oder Wählergruppe erkennbar auf den einheitlichen 

Wahlvorschlag abstellt, ist bei Vorliegen der Voraussetzungen auch eine Vereinigung von Rats-

mitgliedern vorschlagsberechtigt, die sich nicht Fraktion, sondern Gruppe nennt, z. B. die Rats-

mitglieder einer Wählergruppe i. S. des § 21 NKWG. Obwohl es sich um eine Wahl handelt, 
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erscheint eine Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss mit Blick auf das bis ins Detail 

geregelte Wahlverfahren und der letztlich politisch zu treffenden Entscheidung nicht geboten.24 

Soll in Ortschaften mit bis zu 150 Einwohnern ein anderes Verfahren der Bestimmung der Orts-

vorsteherin oder des Ortsvorstehers stattfinden (z. B. Vorschlagsrecht der stärksten Fraktion 

oder der Fraktion, die beim letzten Mal vorschlagsberechtigt war, oder Vorschlag aus der Mitte 

des Rates oder bei mehreren Ortschaften dieser Größenordnung Verteilung der Vorschlags-

rechte nach § 71 Abs. 2), dann bedarf das einer Regelung der Hauptsatzung (§ 96 Abs. 1 Satz 7), 

die schon vor dem 1. November 2026 mit Inkrafttreten an diesem Tage oder in der konstituie-

renden Sitzung rückwirkend zu diesem Tage beschlossen werden kann. Die Berufung in das 

Ehrenbeamtenverhältnis (§ 96 Abs. 1 Satz 8 i.V.m. § 95 Abs. 2 Satz 1), erfolgt anders als z. B. bei 

den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern der Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden, die 

mit der Annahme der Wahl in das Ehrenbeamtenverhältnis berufen sind (§ 105 Abs. 2 Satz 1), 

nicht durch die Wahl, sondern muss durch Ernennung vorgenommen werden (§§ 5, 8 BeamtStG, 

§ 6 Abs. 1 NBG). Zuständig für die Aushändigung der Urkunde, durch die die Ernennung erfolgt 

(§ 8 Abs. 2 BeamtStG) und die nicht in der konstituierenden Sitzung vorgenommen werden muss, 

ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister (§ 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NKomVG). Sie oder er 

vereidigt auch die Ortsvorsteherin oder den Ortsvorsteher (§§ 6 Abs. 1, 47 NBG). 

 

Nach dem zuvor Ausgeführten würde die Tagesordnung für die konstituierende Sitzung der 

Gemeinden und Samtgemeinden folgendes Aussehen haben, wobei die Tagesordnungspunkte 

8., 12. und 14. entfallen, wenn für ihre Behandlung kein Anlass besteht, weil die Amtszeit der 

Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters über das Ende der Wahlperiode hinaus besteht, 

Wahleinsprüche nicht vorliegen oder eine Ortschaftsverfassung nicht besteht: 

 

Unter Leitung des dienstältesten Ratsmitglieds:  

 

1. Eröffnung der Sitzung  

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit  

3. Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Ratsherren durch die 

Bürgermeisterin oder den Bürgermeister  

4. Wahl der oder des Ratsvorsitzenden  

 

Unter Leitung des Ratsvorsitzenden: 

 

5. Feststellung der Tagesordnung  

6. Beschluss (Wahl oder Abstimmung) über die Stellvertretung der oder des Ratsvorsitzenden 

7. Beschluss über die Geschäftsordnung 

8. Beschluss über Wahleinsprüche 

9. Mitteilung über die gebildeten Fraktionen und Gruppen 

10. Bildung des Verwaltungsausschusses 

a) evtl. Beschluss über die Erhöhung der Zahl der Beigeordneten 

b) Feststellungsbeschluss nach § 71 Abs. 5  

11. Wahl der stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

12. Vereidigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

 

 
24 Vgl. zu diesen Aspekten bei der Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters in Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden 

Wilkens, in: Ipsen, NKomVG, § 76 Rn. 22; Menzel, in: KVR Nds. / NKomVG, § 76 Rn. 26.  
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13. Bildung der Fachausschüsse, der sondergesetzlichen Ausschüsse und Besetzung sonstiger 

Stellen  

14. Wahl der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher 

 

6. Besonderheiten für Mitgliedsgemeinden 

 

(1) Grundlegendes   

 

In Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden beruft die oder der bis zur Wahl einer neuen Bür-

germeisterin oder eines neuen Bürgermeisters in der konstituierenden Ratssitzung im Amt be-

findliche Bürgermeisterin oder Bürgermeister der abgelaufenen Wahlperiode (§ 105 Abs. 2 Satz 

3) den Rat ein und verpflichtet die Ratsmitglieder (§ 103 Satz 1). Die Konstituierung des Rates 

besteht in der Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters als Ratsvorsitzende oder Rats-

vorsitzender aus dem Kreis der Ratsmitglieder für die Dauer der Wahlperiode. Bis zur Wahl leitet 

seit der Änderung durch das Gesetz vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30) die oder der 

Dienstälteste die Sitzung (§ 103 Satz 2). Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister führt gleich-

zeitig den Vorsitz im Rat (§ 105 Abs. 2 Satz 2) und im Verwaltungsausschuss (§ 74 Abs. 1 Satz 3), 

und zwar im Verwaltungsausschuss auch dann, wenn von der Möglichkeit zur Berufung einer 

Gemeindedirektorin oder eines Gemeindedirektors (§ 106 Abs. 1 Satz 1) Gebrauch gemacht wird 

und das Ehrenbeamtenverhältnis der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters endet (§ 106 Abs. 

1 Satz 7), sie oder er also zwar noch die Bezeichnung als Hauptverwaltungsbeamtin oder Haupt-

verwaltungsbeamter führt (§ 7 Abs. 2 Nr. 2), aber nicht mehr die Verwaltungsfunktionen ausübt, 

weil sie von der Gemeindedirektorin oder dem Gemeindedirektor wahrgenommen werden.  

 

(2) Vorschlagsberechtigung für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters  

 

Vorschlagsberechtigt ist, wenn nicht der Rat vor der Wahl durch Beschluss mit der Mehrheit von 

zwei Dritteln seiner Mitglieder für die Dauer der Wahlperiode auf die Bildung des Verwaltungs-

ausschusses verzichtet hat (§ 104 Satz 1), mit Rücksicht auf die Anrechnung der Bürgermeisterin 

oder des Bürgermeisters bei der Verteilung der Beigeordnetensitze (§ 75 Abs. 1 Satz 2) nur eine 

Fraktion oder Gruppe, auf die mindestens ein Sitz im Verwaltungsausschuss entfällt (§ 105 Abs. 

1 Satz 2). Dafür ist von Belang, ob die Zahl der Beigeordneten gemäß § 74 Abs. 2 Satz 2 erhöht 

werden soll oder nicht, weshalb diese Entscheidung vor der Wahl getroffen werden muss (§ 104 

Satz 3). Da die Bildung des Verwaltungsausschusses erst nach der Wahl der Bürgermeisterin 

oder des Bürgermeisters in Betracht kommt, weil das, was bezüglich des Verwaltungsausschus-

ses vorher zu geschehen hat, in § 104 Sätze 1 und 3 bestimmt ist, und anderenfalls es in § 105 

Abs. 1 Satz 2 lauten müsste „mindestens ein Sitz im Verwaltungsausschuss entfallen ist“, macht 

es diese Voraussetzung notwendig, durch eine Probeberechnung im Voraus festzustellen, wel-

che Fraktionen und Gruppen im Verwaltungsausschuss vertreten sein werden; entscheidet dar-

über für eine Fraktion oder Gruppe erst ein Losentscheid (§ 71 Abs. 2 Satz 3), der für die Probe-

berechnung nicht durchgeführt wird, weil er bei der Bildung ein anderes Ergebnis haben kann, 

besteht für sie kein Anspruch auf einen Sitz im Verwaltungsausschuss und damit kein Vor-

schlagsrecht.  

 

Beispiel 6 (Vorschlagsberechtigung für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters): 

 

In der Mitgliedsgemeinde einer Samtgemeinde mit 6.500 Einwohnerinnen und Einwohnern 
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beträgt die Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren 19 (18 plus Erhöhung um eins, siehe § 46 Abs. 1 

Sätze 1 und 2). Die Zahl der Beigeordneten beträgt nach § 74 Abs. 2 Satz 1 demnach 4. Die 

Erhöhung nach § 46 Abs. 1 Satz 2 bleibt insoweit unberücksichtigt (§ 74 Abs. 2 Satz 3). Eine 

Erhöhung der Zahl der Beigeordneten nach § 74 Abs. 2 Satz 2 um zwei wurde beschlossen. Es 

sind demnach 6 Beigeordnete zu bestimmen. 

 

Im Rat haben sich die folgenden Fraktionen gebildet: 

 

A-Fraktion 7 Mitglieder 

B-Fraktion 6 Mitglieder 

C-Fraktion 3 Mitglieder  

D-Fraktion 2 Mitglieder  

 

Die durchzuführende Probeberechnung ergibt das folgende Ergebnis: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

7 Mitglieder 

B-Fraktion 

6 Mitglieder 

C-Fraktion 

3 Mitglieder 

D-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 14 (1.) 12 (2.) 6 (3.) 4 (5.) 

1,5 4,67 (4.) 4 (5.) 2  1,33 

2,5 2,80  2,40  1,2 0,8 

3,5 2  1,71 0,86 0,57 

4,5 1,56 1,33 0,67 0,44 

 

In dem Beispiel 6 wären alle Fraktionen für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeis-

ters vorschlagsberechtigt, weil auf alle ein Sitz im Verwaltungsausschuss entfällt. 

 

Beispiel 7 (Abwandlung von Beispiel 6): 

 

Gleicher Sachverhalt, nur wurde die Erhöhung der Anzahl der der Beigeordneten um zwei nicht 

beschlossen, so dass 4 Beigeordnete zu bestimmen sind.  

 

Die Probeberechnung kommt zu dem folgenden Ergebnis: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

7 Mitglieder 

B-Fraktion 

6 Mitglieder 

C-Fraktion 

3 Mitglieder 

D-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 14 (1.) 12 (2.) 6 (3.) 4  

1,5 4,67 (4.) 4  2  1,33 

2,5 2,80  2,40  1,2 0,8 

3,5 2  1,71 0,86 0,57 

4,5 1,56 1,33 0,67 0,44 

 

Hier wären nur die Fraktionen A, B und C vorschlagsberechtigt. Nur auf diese entfällt ein Sitz im 

Verwaltungsausschuss.  

 

Beispiel 8 (Probeberechnung mit Losverfahren): 

 

In der Mitgliedsgemeinde einer Samtgemeinde mit 4.500 Einwohnerinnen und Einwohnern 
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beträgt die Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren 15 (14 plus Erhöhung um eins, siehe § 46 Abs. 1 

Sätze 1 und 2). Die Zahl der Beigeordneten beträgt nach § 74 Abs. 2 Satz 1 demnach 4. Die 

Erhöhung nach § 46 Abs. 1 Satz 2 bleibt insoweit unberücksichtigt (§ 74 Abs. 2 Satz 3). Eine 

Erhöhung der Zahl der Beigeordneten nach § 74 Abs. 2 Satz 2 um zwei ist nicht möglich. Es sind 

demnach 4 Beigeordnete zu bestimmen. Nach dem Ergebnis der Kommunalwahl bleibt ein Sitz 

unbesetzt, so dass im Rat insgesamt 14 Ratsfrauen und Ratsherren vertreten sind. Alle Abge-

ordneten haben sich wie folgt zu Fraktionen zusammengeschlossen: 

 

A-Fraktion 10 Mitglieder 

B-Fraktion 2 Mitglieder  

C-Fraktion  2 Mitglieder 

 

Die Probeberechnung führt zu dem folgenden Ergebnis: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 

 

Die Probeberechnung zeigt, dass ausschließlich die A-Fraktion über das Vorschlagsrecht für die 

Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters verfügt, weil nur auf sie ein Sitz im Verwal-

tungsausschuss entfällt. Die beiden anderen Fraktionen B und C kämen mit der Rangzahl 3 nur 

mit einem Beigeordnetensitz zum Zuge, wenn das Los auf sie entfallen würde.  

 

Wird kein Verwaltungsausschuss gebildet, ist jedes Ratsmitglied und jede Fraktion oder Gruppe 

vorschlagberechtigt (§ 105 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 56 Satz 1). Mit Rücksicht auf die Unterschied-

lichkeit der Vorschlagsberechtigung muss über die Frage des Verzichts auf die Bildung des Ver-

waltungsausschusses Klarheit bestehen, sodass der diesbezügliche Beschluss, der einer Zwei-

Drittel-Mehrheit bedarf (§ 104 Satz 1), vor der Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeis-

ters gefasst werden muss (§ 104 Satz 1). Die Wahl erfolgt nach § 67.  

 

Mit ihrer Annahme ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister mit Rücksicht auf die Funktion 

als Verwaltungschefin oder Verwaltungschef mit allen damit verbundenen Aufgaben (s. insbe-

sondere §§ 85 bis 89) wie die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürger-

meister kraft Gesetzes in das Ehrenbeamtenverhältnis berufen (§ 105 Abs. 2 Satz 1), und zwar 

auch dann, wenn schon absehbar ist, dass später der Rat beschließen wird, eine Gemeindedi-

rektorin oder einen Gemeindedirektor zu berufen (§ 106 Abs. 1); der Ernennung durch Aushän-

digung einer Urkunde bedarf es nicht (§ 6 Abs. 2 NBG). Für die Vereidigung gilt wie für die 

hauptamtliche Bürgermeisterin oder den hauptamtlichen Bürgermeister § 81 Abs. 1, d. h. sie 

oder er wird in der konstituierenden Sitzung durch eine stellvertretende Bürgermeisterin oder 

einen stellvertretenden Bürgermeister vereidigt, so dass dieser Tagesordnungspunkt erst nach 

der Bildung des Verwaltungsausschusses vorzusehen ist. Auf die Vereidigung wird nur dann 

verzichtet werden können, wenn noch in der konstituierenden Sitzung der Gemeindedirektorin 

oder dem Gemeindedirektor die Ernennungsurkunde ausgehändigt wird (s. dazu weiter unten), 
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sodass die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister zu Amtshandlungen als Verwaltungschefin 

oder Verwaltungschef gar keine Gelegenheit bekommt. 

 

(3) Bildung des Verwaltungsausschusses  

 

Bei der Bildung des Verwaltungsausschusses sollen nach der ausdrücklichen Klarstellung im 

Schriftlichen Bericht (Drs. 15/3147 S. 10 zu § 75) Grundlage für die Verteilung nur die Sitze der 

Beigeordneten, also ausschließlich des Sitzes für den Bürgermeister sein. Dabei wird der Bürger-

meister derjenigen Fraktion oder Gruppe angerechnet, die ihn vorgeschlagen hat (§ 75 Abs. 1 

Satz 2); es kommt also nicht darauf an, welcher Fraktion oder Gruppe der Bürgermeister ange-

hört.  

 

Zur Bildung des Verwaltungsausschusses und Anrechnung der Bürgermeisterin oder des Bür-

germeisters das folgende  

 

Beispiel 9 (Anrechnung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters auf die Sitze der Frak-

tion/Gruppe, die sie oder ihn vorgeschlagen hat): 

 

Wie Beispiel 8. Der Rat hat (inklusive Bürgermeisterin oder Bürgermeister) 15 Abgeordnete, wo-

bei ein Sitz nach dem Ergebnis der Kommunalwahl unbesetzt bleibt. Alle 14 im Rat vertretenen 

Ratsfrauen und Ratsherren haben sich zu Fraktionen zusammengeschlossen. Die A-Fraktion hat 

die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister vorgeschlagen. Bei vier zu vergebenden Beigeord-

netensitzen stellt sich die Situation wie folgt dar: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 

 

Die A-Fraktion erhält zwei Sitze im Verwaltungsausschuss (Rangzahlen (1.) und (2.)). Für die Zu-

teilung der beiden übrigen Sitze findet zwischen A-, B- sowie der C-Fraktion wegen der gleichen 

Höchstzahl 4 und der Rangzahl (3.) der Losentscheid statt. Folgende Konstellationen sind denk-

bar: 

 

Die A-Fraktion erhält nach dem Losentscheid den dritten Sitz, um den vierten Sitz findet das 

Losverfahren demnach nur noch zwischen B-Fraktion und C-Fraktion statt. Angenommen, die 

B-Fraktion erhält im Losentscheid den vierten Sitz, führt dies zu folgendem Zwischenergebnis:  

 

 Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 
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Die A-Fraktion erhält demnach drei, die B-Fraktion einen Sitz.  

 

In einem nächsten Schritt würde der A-Fraktion, die die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister 

vorgeschlagen hat, dieser Sitz wegen der vorzunehmenden Anrechnung (§ 75 Abs. 1 Satz 2) 

wieder genommen und der C-Fraktion zugeteilt, weil ihre Höchstzahl 4 mit der Rangzahl (3.) 

bisher noch nicht bei der Sitzzuteilung berücksichtigt wurde: 

 

 Anrechnung  

1 Sitz  

Bürgermeister:in 

  

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 

 

Danach hätte die A-Fraktion im Verwaltungsausschuss drei Sitze (zwei plus Bürgermeisterin oder 

Bürgermeister), die B- und C-Fraktion jeweils einen Sitz. 

 

Gewinnt dagegen die C-Fraktion den Losentscheid um den vierten Sitz, verläuft die Zuteilung 

anders, führt aber zu demselben Ergebnis. Zunächst ergibt sich das folgende Zwischenergebnis: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 

 

Die A-Fraktion erhält danach zunächst drei, die C-Fraktion einen Sitz. Auch hier ist der A-Fraktion 

wegen der Anrechnung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters (§ 75 Abs. 1 Satz 2) ein Sitz 

zu nehmen. Er fällt nunmehr der B-Fraktion zu, deren Höchstzahl 4 mit der Rangzahl (3.) bislang 

nicht berücksichtigt wurde: 

 

 Anrechnung  

1 Sitz  

Bürgermeister:in 

  

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 
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Damit hat die A-Fraktion im Verwaltungsausschuss auch in dieser Konstellation drei Sitze (zwei 

zuzüglich Bürgermeisterin oder Bürgermeister), die B- und die C-Fraktion jeweils einen Sitz. 

 

Gewinnt nicht die A-Fraktion, sondern die B-Fraktion den Losentscheid um den dritten Sitz und 

die C-Fraktion um den vierten Sitz, ergibt sich das folgende Zwischenergebnis: 

 

Teiler 

 

A-Fraktion 

10 Mitglieder 

B-Fraktion 

2 Mitglieder 

C-Fraktion 

2 Mitglieder 

0,5 20 (1.) 4 (3.) 4 (3.) 

1,5 6,67 (2.) 1,33  1,33  

2,5 4 (3.)  0,8  0,8 

3,5 2,86  0,57 0,57 

4,5 2,22 0,44 0,44 

 

Wiederum müsste der A-Fraktion, da sie die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister vorge-

schlagen hat, ein Sitz genommen werden, ihr aber sogleich wieder zugeteilt werden, da ihre 

Höchstzahl 4 mit der Rangfolge 3 noch nicht berücksichtigt wurde. Es bleibt also bei dem oben 

dargestellten Ergebnis.  

 

Ob die Regelung des § 71 Abs. 3 NKomVG über das sog. Vorausmandat Anwendung findet, 

beurteilt sich nach der Verteilung aller Sitze einschließlich der Anrechnung des Sitzes für die 

Bürgermeisterin oder den Bürgermeister bei der Fraktion oder Gruppe, die sie oder ihn vorge-

schlagen hat und sich diesen Sitz deshalb zurechnen lassen muss, auch wenn die Bürgermeiste-

rin oder der Bürgermeister ihr nicht angehört. 

 

Im Beispiel stellt die A-Fraktion mit 10 der 14 tatsächlichen Abgeordneten in allen Losausgängen 

drei der fünf stimmberechtigten Sitze (zwei Beigeordnete zuzüglich Bürgermeisterin oder Bür-

germeister). Die Zuteilung eines Vorausmandats ist daher nicht erforderlich. 

 

Durch gesetzliche Regelung (Art. 29 des Gesetzes v. 13.10.2011, GVBl. S. 353) ist in § 75 Abs. 1 

Satz 3 klargestellt, dass auch für die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder den ehrenamtlichen 

Bürgermeister im Verwaltungsausschuss eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter im Stimm-

recht zu bestimmen ist. Ist beschlossen worden, keinen Verwaltungsausschuss zu bilden, dann 

gibt es keine Beigeordneten, sodass die stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-

ter nach § 67 aus der Mitte des Rates gewählt werden (§ 105 Abs. 4 Satz 1); in diesem Fall besteht 

dasselbe Vorschlagsrecht jedes Ratsmitgliedes und jeder Fraktion oder Gruppe wie bei der Wahl 

der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Da die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 

gleichzeitig den Vorsitz im Rat hat, vertreten sie oder ihn die stellvertretenden Bürgermeisterin-

nen und Bürgermeister über die in § 81 Abs. 2 genannten Aufgaben hinaus auch in dieser Funk-

tion (§ 105 Abs. 4 Satz 2); ihre Berufung in das Ehrenbeamtenverhältnis ist zur Wahrnehmung 

nur dieser Aufgaben nicht vorgesehen.  

 

Auch in den Mitgliedsgemeinden hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, wenn sie oder 

er nicht durch Beschluss nach § 106 Abs. 1 Satz 1 auf die repräsentativen Aufgaben beschränkt 

ist, für die Verwaltungsaufgaben eine allgemeine Stellvertreterin oder einen allgemeinen Stell-

vertreter (§ 105 Abs. 5). Diese Person beruft der Rat auf Vorschlag der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters durch Beschluss nach § 66, der die Vorbereitung durch den 
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Verwaltungsausschuss erübrigt; es kommen dafür eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter, so-

weit vorhanden, der Gemeinde oder der Samtgemeinde oder ein Ratsmitglied in Betracht (§ 105 

Abs. 5). Als Bezeichnung ist „Verwaltungsvertreter“ üblich geworden. Es empfiehlt sich, diese 

Entscheidung in der konstituierenden Sitzung zu treffen, um den kontinuierlichen Gang der Ver-

waltung zu gewährleisten. Da sie oder er als nicht bloße Verhinderungsvertretung, sondern all-

gemeine Vertretung dieselben Verwaltungsaufgaben wie die Bürgermeisterin oder der Bürger-

meister wahrzunehmen hat, ist die Ernennung zur Ehrenbeamtin oder zum Ehrenbeamten auf 

Zeit angezeigt. Der entsprechende Ratsbeschluss kann mit der Entscheidung über die Person 

verbunden werden. Die Aushändigung der Urkunde obliegt der Bürgermeisterin oder dem Bür-

germeister (§ 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Sie oder er nimmt auch den Diensteid ab. 

 

Wenn die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nur die repräsentativen Aufgaben wahrneh-

men soll, muss, da das dann für die gesamte Wahlperiode gilt, der entsprechende Beschluss 

nach § 106 Abs. 1 Satz 1 in der konstituierenden Sitzung gefasst werden, und zwar anstelle der 

Berufung einer allgemeinen Vertretung, die dann entfällt. Es sollte vor der konstituierenden Sit-

zung geklärt sein, wer in diesem Fall die Funktion der Gemeindedirektorin oder des Gemeinde-

direktors übernimmt. Ist die Samtgemeindebürgermeisterin oder der Samtgemeindebürger-

meister dazu bereit, werden diese Aufgaben von ihr oder ihm wahrgenommen (§ 106 Abs. 1 Satz 

2). Ist dies nicht der Fall, kann die Funktion der Gemeindedirektorin oder des Gemeindedirektors 

mit deren Zustimmung einem anderen Ratsmitglied oder, einer oder einem Beschäftigten der 

Samtgemeinde25 übertragen werden. Ohne Einverständnis kann sie der allgemeinen Vertreterin 

oder dem allgemeinen Vertreter der Samtgemeindebürgermeisterin oder des Samtgemeinde-

bürgermeisters (§ 106 Abs. 1 Satz 3) übertragen werden. Der Beschluss nach § 106 Abs. 1 Satz 1 

bedarf als innerorganisatorischer Akt nicht der Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss 

und wegen des engen Zusammenhangs mit ihm auch nicht der über die Berufung der Gemein-

dedirektorin oder des Gemeindedirektors. Die Gemeindedirektorin oder der Gemeindedirektor, 

in Städten: Stadtdirektorin oder Stadtdirektor, ist, ohne dass dafür ein weiterer Ratsbeschluss 

erforderlich ist, durch Urkunde, die die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister aushändigt, 

nachdem sie von ihr oder ihm und einem weiteren Ratsmitglied, das bei Uneinigkeit unter meh-

reren Interessierten von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister bestimmt wird, unter-

zeichnet worden ist, in das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufen (§ 106 Abs. 1 Satz 5); die Aus-

händigung muss nicht in einer Ratssitzung erfolgen, sie empfiehlt sich aber in der konstituie-

renden Sitzung. Denn erst mit der Aushändigung endet das durch die Wahl gesetzlich begrün-

dete Ehrenbeamtenverhältnis der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters (§ 106 Abs. 1 Satz 

7), die oder der also bis zu diesem Zeitpunkt Amtschefin oder Amtschef mit allen Rechten und 

Pflichten ist. Der Rat hat auch – durch Abstimmung (§ 66) oder Wahl (§ 67) – zu beschließen, wer 

die Gemeindedirektorin oder den Gemeindedirektor vertritt (§ 106 Abs. 1 Satz 8) und ob es sich, 

wie regelmäßig, um eine allgemeine oder um eine Verhinderungsvertretung handelt. Auch wenn 

anders als im Falle des § 81 Abs. 3 Satz 2 die Gemeindedirektorin oder der Gemeindedirektor 

kein Vorschlagsrecht für die Berufung der allgemeinen Vertreterin oder des allgemeinen Vertre-

ters hat, sollte im Hinblick auf die notwendige vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht jemand 

gegen den Willen berufen werden; wie bei der Verwaltungsvertretung der Bürgermeisterin oder 

des Bürgermeisters ist die Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nicht geboten. Als 

allgemeine Vertreterin oder allgemeiner Vertreter ist die Berufung in das Ehrenbeamtenverhält-

nis auf Zeit wie bei der Verwaltungsvertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

 
25 Seit der Änderung durch das Gesetz vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30) ist eine Zugehörigkeit zum Leitungspersonal der 

Samtgemeinde nicht mehr erforderlich.  
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angezeigt. Die von der Gemeindedirektorin oder vom Gemeindedirektor auszuhändigende Ur-

kunde ist von ihr oder ihm und der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister zu unterzeichnen 

(§ 106 Abs. 3 Satz 2). 

 

Für die konstituierende Ratssitzung in Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden hätte die Ta-

gesordnung danach folgendes Aussehen: 

 

Unter Leitung der oder des Dienstältesten: 

 

1. Eröffnung der Sitzung 

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit 

3. Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Ratsherren durch den 

bisherigen Bürgermeister 

4. Beschluss über die Erhöhung der Zahl der Beigeordneten 

alternativ: Beschluss über den Verzicht auf den Verwaltungsausschuss 

5. Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters auf Vorschlag von Fraktionen und Grup-

pen 

alternativ: auf Vorschlag aus der Mitte des Rates 

 

Unter Leitung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters: 

 

6. Feststellung der Tagesordnung 

7. Beschluss über die Geschäftsordnung 

8. Beschluss über Wahleinsprüche 

9. Wenn nicht der Verzicht auf ihn beschlossen ist: Bildung des Verwaltungsausschusses 

10. Wahl der stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus den Beigeordneten 

alternativ: Aus der Mitte des Rates 

11. Vereidigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

12. Bildung der Fach- und sondergesetzlichen Ausschüsse, Besetzung sonstiger Stellen 

13. Beschluss über die allgemeine Vertreterin oder den allgemeinen Vertreter 

alternativ: Beschluss nach § 106 Abs. 1 Satz 1 

14. Beschluss über die Bestimmung der Gemeindedirektorin oder des Gemeindedirektors und 

Berufung in das Ehrenbeamtenverhältnis durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister  

15. Beschluss über die Bestimmung der Vertretung der Gemeindedirektorin oder des Gemein-

dedirektors 

 

7. Besonderheiten für Orts-/Stadtbezirksräte 

 

Für das Verfahren des Orts-/Stadtbezirksrats gelten die Vorschriften für den Rat entsprechend 

(§ 91 Abs. 5 Satz 1), also auch die für die konstituierende Sitzung, soweit nicht Abweichungen 

normiert sind. Die oder der Vorsitzende des Orts-/Stadtbezirksrats mit der Bezeichnung Orts-

bürgermeisterin oder Ortsbürgermeister/Stadtbezirksbürgermeisterin oder Stadtbezirksbürger-

meister (§ 92 Abs. 1 Satz 3) führt nach dem Ende der Wahlperiode die Tätigkeit bis zur Neuwahl 

einer oder eines Vorsitzenden fort (§ 92 Abs. 3 Satz 2); das gilt im Falle der Verhinderung auch 

für ihre oder seinen Stellvertreter, die oder der in der konstituierenden Sitzung gewählt werden 

muss (§ 92 Abs. 1 Satz 1). Sie oder er beruft also vor (§ 59 Abs. 2 Satz 1) oder nach Beginn der 

Wahlperiode mit einer Ladungsfrist von einer Woche (§ 59 Abs. 2 Satz 2) zur konstituierenden 
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Sitzung ein (§ 92 Abs. 2), die innerhalb eines Monats nach dem Beginn der Wahlperiode statt-

finden muss (§ 59 Abs. 2 Satz 1). Einzuladen sind die am Tag der allgemeinen Neuwahlen 

(13.09.2026) gewählten Orts-/Stadtbezirksratsmitglieder (§ 92 Abs. 2 Satz 1) und die dann eben-

falls gewählten Ratsmitglieder, die in der Ortschaft/dem Stadtbezirk wohnen oder in deren 

Wahlbereich die Ortschaft/der Stadtbezirk ganz oder teilweise liegt, wenn die Hauptsatzung das 

bestimmt; diese Ratsmitglieder sind Mitglieder des Orts-/Stadtbezirksrat, auch wenn ihnen das 

Stimmrecht fehlt (§ 91 Abs. 3) und bilden mit den direkt gewählten Mitgliedern den Orts-/Stadt-

bezirksrat. Die oder der bisherige Vorsitzende stellt auch die Tagesordnung für die konstituie-

rende Sitzung auf. 
 

Die Leitung der konstituierenden Sitzung obliegt bis zur Wahl des Vorsitzenden der oder dem 

Dienstältesten, nicht der oder dem bisherigen Vorsitzenden, wenn sie oder er nicht zufällig 

Dienstälteste oder Dienstältester ist (§ 92 Abs. 1 Satz 1). Sie oder er eröffnet die Sitzung und 

stellt die Beschlussfähigkeit fest. Unter ihrer oder seiner Sitzungsleitung verpflichtet die oder der 

bisherige Vorsitzende die Orts-/Stadtbezirksratsmitglieder und belehrt sie über ihre Pflichten (§ 

91 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. § 54 Abs. 3), und zwar auch die beratenden, weil sich deren Verpflichtung 

im Rat nur auf ihre Aufgaben dort bezieht. Da den beratenden Mitgliedern nur das Stimmrecht 

fehlt, sind sie für die Wahl des Vorsitzenden vorschlagsberechtigt (§ 56 Satz 1) und, da die Wahl 

aus der Mitte des Orts-/Stadtbezirksrats erfolgt (§ 92 Abs. 1 Satz 1), auch wählbar; das gilt auch 

für die Stellvertretung. Die Wahl erfolgt nach § 67. Nach der Wahl übernimmt die oder der Vor-

sitzende die Sitzungsleitung. Es folgen die Feststellung der Tagesordnung sowie die Wahl (§ 67) 

der Vertreterinnen und Vertreter der oder des Vorsitzenden (§ 92 Abs. 1 Satz 1), deren Zahl 

gesetzlich nicht vorgegeben ist. Eine eigene Geschäftsordnung kann der Orts-/Stadtbezirksrat 

sich nicht geben (§ 91 Abs. 5 Satz 2); ebenso wenig darf er Ausschüsse bilden (§ 91 Abs. 5 Satz 

3). Natürlich können in der konstituierenden Sitzung auch Beschlüsse zu anderen Gegenständen 

gefasst werden, wenn sie in die Tagesordnung aufgenommen worden sind. Soweit die Haupt-

satzung vorsieht, dass die Ortsbürgermeisterin oder der Ortsbürgermeister Hilfsfunktionen für 

die Gemeindeverwaltung erfüllt (§ 95 Abs. 2), obliegt die Berufung in das Ehrenbeamtenverhält-

nis der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister; sie muss nicht in der konstituierenden Sitzung 

erfolgen. 
 

Danach sähe die Tagesordnung für die konstituierende Sitzung des Orts-/Stadtbezirksrats wie 

folgt aus: 
 

Unter Leitung der oder des Dienstältesten  
 

1. Eröffnung der Sitzung 

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit 

3. Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung durch die bisherige Vorsitzende oder den 

bisherigen Vorsitzenden 

4. Wahl der oder des Vorsitzenden 
 

Unter Leitung des Vorsitzenden: 
 

5. Feststellung der Tagesordnung 

6. Wahl der Vertreterinnen oder Vertreter der oder des Vorsitzenden. 
 

(Oliver Kamlage) 
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